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Das Bundesministerium der Justiz hat im Juni 2005 in
Zusammenarbeit mit dem Deutschen Gerichtsvollzieher Bund
e. V., dem Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen
und mit Unterstützung der Justizakademie in Recklinghausen
ein bundesweites Seminar durchgeführt, bei dem Fragen der
Zwangsvollstreckung nach dem Gewaltschutzgesetz sowie
zur Herausnahme von Kindern aufgrund familienrechtlicher
Vorschriften beraten wurden.

Gleich nach der Eröffnung und Begrüßung durch die
Tagungsleiterin Frau Dr. Weckerling-Wilhelm vom Bundes-
ministerium der Justiz und dem Vorsitzenden des Deutschen
Gerichtsvollzieher Bundes e. V. Herrn Hans-Eckhard Gallo
wurden die Themen dieser Veranstaltung durch Herrn
Dr. Heitland vom BMJ vorgestellt.

Anlass für das Seminar

Zwangsvollstreckungen in Kindschaftssachen, d. h. die
Herausnahme eines Kindes aus der Familie bzw. dessen Weg-
nahme bei einem Elternteil, sind glücklicherweise nur selten
erforderlich. Tritt dieser Fall jedoch ein, so stellt sie alle Be-
teiligten und insbesondere den Gerichtsvollzieher vor große
Herausforderungen. Einerseits ist besondere Rücksicht gegen-
über dem Kind geboten. Andererseits müssen die familienge-
richtlichen Entscheidungen, die oft direkt oder indirekt dazu
dienen, das Kind zu schützen, konsequent umgesetzt werden.

Die Vollstreckung nach dem Gewaltschutzgesetz
und andere Vollstreckungsmaßnahmen,

die im Beisein von Kindern erfolgen oder gegen diese gerichtet sind
– Gerichtsvollziehertagung am 3. und 4. Juni 2005 in Recklinghausen –

Der Abbruch eines Vollstreckungsversuchs kann gerade für
das Kind besonders belastend sein, weil ja der nächste Ver-
such zu erwarten bleibt. Gerichtsvollzieher können den Um-
stand, dass es insoweit keine Routine gibt und geben kann, nur
dadurch ausgleichen, dass derartige Fälle besonders sorgfältig
vorbereitet und durchgeführt werden. Bei der Zwangsvollstre-
ckung nach dem Gewaltschutzgesetz ergeben sich Parallelen,
wenn die Entfernung eines Verpflichteten aus der Wohnung
im Beisein von Kindern geschieht. Hier kann es zu ganz ähn-
lichen emotionalen Reaktionen und auch zu Widerständen
nicht nur der verpflichteten Person, sondern möglicherweise
auch der Kinder, kommen. Auch insoweit ist eine sorgfältige
Vorbereitung geboten.

Das anzuwendende materielle Recht und erschwerende 
Faktoren

Das Gewaltschutzgesetz sieht vor, dass in Fällen häus-
licher Gewalt der Aggressor aus der gemeinsamen Wohnung/
Familienwohnung entfernt werden kann. Soweit nicht zur
Umsetzung ein öffentlich-rechtlicher Ansatz gewählt wird
(Platzverweis), hat der Gerichtsvollzieher dem Aggressor die
Entscheidung des Gerichts zuzustellen und ihn aus der Woh-
nung zu entfernen und die andere Partei in den alleinigen
Besitz der Wohnung einzuweisen.

Herausnahme von Kindern kommt einmal in Betracht,
wenn auf der Grundlage eines Sorgerechtsstreits das Sorge-

Von Richter am Oberlandesgericht Eberhard Carl, Bundesjustizministerium, Regierungsdirektor Dr. Veitland,
Bundesjustizministerium, Obergerichtsvollzieher Hans-Eckhard Gallo, Bundesvorsitzender des DGVB e. V.
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oder zumindest das Aufenthaltsbestimmungsrecht dem ande-
ren Elternteil zugesprochen wird und der betreuende Elternteil
das Kind nicht freiwillig herausgibt. Wird das Kind in seiner
Umgebung erheblich gefährdet, sei es durch Vernachlässi-
gung oder Misshandlung, so kann eine Herausnahme ggf.
zwecks Unterbringung in einer Jugendhilfeeinrichtung erfol-
gen. Ein weiterer Anwendungsfall ergibt sich bei internatio-
naler Kindesentführung. Nach dem Haager Kindesentfüh-
rungsübereinkommen (Haager Übereinkommen vom 25. Ok-
tober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler
Kindesentführung, BGBl. 1990 II, 206), dem rund 75 Ver-
tragsstaaten angehören, sind Kinder, die unter Verstoß gegen
das am Orte ihres gewöhnlichen Aufenthalts geltende Recht in
ein anderes Land verbracht werden, unverzüglich in das Land
des gewöhnlichen Aufenthalts zurückzubringen. Die erforder-
lichen Sorge- und Umgangsrechtsentscheidungen sind von
dem zuständigen Gericht in diesem Land zu treffen. Vollstre-
ckungsbedürftig können schließlich auch Umgangsentschei-
dungen sein, wenn das Kind dem berechtigten Elternteil nicht
zur Ausübung des Umgangs übergeben wird.

In den Fällen internationaler Kindesentführung, deren
Häufigkeit durch Globalisierung und Europäisierung wahr-
scheinlich in den nächsten Jahren zunehmen wird, ist mit einer
besonders starken Emotionalität zwischen den Eltern zu rech-
nen, die gerade bei großen Entfernungen und im Hinblick dar-
auf, dass die zukünftigen Sorgerechtsentscheidungen in dem
anderen Land noch zu treffen sind, von starken Ängsten be-
gleitet werden können. In dieser Situation kann es immer wie-
der vorkommen, dass der zur Herausgabe des Kindes ver-
pflichtete Elternteil alles daran setzt, durch eine einseitige und
möglichst dramatische Darstellung des Falles einen Mitleids-
effekt zu erzielen und Solidarität der örtlichen Presse, ggf.
auch der Schule und des Jugendamtes für sich zu reklamieren.
In diesen Fällen wird dem Gericht und dem Gerichtsvollzieher
ebenso wie der Polizei schnell mangelnde Sensibilität oder so-
gar Unmenschlichkeit etc. vorgeworfen. Dabei ist es gerade
der die Entscheidung nicht respektierende Elternteil, der sei-
nem Kind zumutet, dass überhaupt eine Zwangsvollstreckung
durchgeführt werden muss. In solchen Fällen besteht die Ge-
fahr, dass Elternteile ein Kind völlig einseitig informieren,
ängstigen und zur Gegenwehr ermuntern, um zu erreichen,
dass die Vollstreckungsorgane die Vollstreckung abbrechen,
um dem Kind nicht weiteres Leid zuzuführen. Ähnlich kann es
in einigen Umgangsfällen zugehen.

Konzeption der Tagung

Zur Vorbereitung der Tagung hat das Bundesministerium
der Justiz Gespräche mit dem Deutschen Gerichtsvollzieher
Bund e. V. geführt. Dabei wurde deutlich, dass das Thema
der Herausnahme von Kindern zwar als schwierig und erör-
terungswürdig angesehen wird, dass aber derartige Fälle
zugleich so selten sind, dass viele Gerichtsvollzieher die be-
rechtigte Hoffnung haben, dass sie mit einem solchen Auf-
trag nie betraut werden. Aus diesem Grunde wurde das The-
ma auf die viel häufigeren Fälle des Gewaltschutzgesetzes
erstreckt.

Mit Unterstützung des Justizministeriums Nordrhein-
Westfalens konnte die Tagung zeitnah und kostengünstig
organisiert werden. Ungefähr 40 Gerichtsvollzieherinnen
und Gerichtsvollzieher aus dem gesamten Bundesgebiet
nahmen an der Tagung teil. Dabei wurden weder die oft
lange Anreise noch die Terminierung bis ins Wochenende
gescheut. Die inhaltsreichen, ja oftmals geradezu spannen-
den Vorträge der Referenten und die große Informations-
und Diskussionsbereitschaft der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer gestalteten die Tagung kurzweilig und hochinteres-
sant.

Die Referenten und ihre Themen

Mit Herrn Richter am Amtsgericht Harnacke, Dozent im
Gemeinsamen Gerichtsvollzieherlehrgang im Ausbildungs-
zentrum der Justiz NRW, informierte gleich zu Beginn ein
exzellenter, allseits bekannter Fachmann zum Thema „Kin-
desherausgabe und Gewaltschutzgesetz“.

Frau Gottschalk, Familienrichterin beim Amtsgericht
Frankfurt, referierte eindrucksvoll zur Herausnahme von
Kindern in Sorgerechtsstreitigkeiten, über rechtliche und psy-
chosoziale Probleme in diesem Zusammenhang und wies
mehrfach daraufhin, dass im Rahmen der Vollstreckung eine
Zusammenarbeit und Kooperation von Gericht, Gerichtsvoll-
zieher, Jugendamt und Polizei unerlässlich sei.

In ihrem Referat ging Frau Richterin Gottschalk auch auf
die Durchführung von Einzelmaßnahmen nach dem Gewalt-
schutzgesetz ein und wies explizit auf die Vollstreckung gegen
Erwachsene in Anwesenheit von Kindern hin. Dabei stellte sie
stets das Kindeswohl in den Vordergrund jeglicher Vollstre-
ckungshandlung.

Über psychologische Aspekte bei der Durchführung von
Maßnahmen nach dem Gewaltschutzgesetz referierte Erster
Hauptkommissar Christian Winkler vom Zentralen Psycholo-
gischen Dienst der Bayerischen Polizei München. Im Rahmen
seiner Ausführungen gab er Tipps und Anregungen, die alle
Beteiligten aufhorchen ließen. Es bestand Einigkeit, dass die
von Herrn Winkler vorgetragenen Aspekte fester Bestandteil
der Gerichtsvollzieherausbildung sein sollten.

Die Vollstreckung der Herausgabe eines Kindes zum
Zwecke der Rückführung in ein anders Land (Rückführungs-
entscheidungen) war Thema eines Referates von Herrn Rich-
ter am Oberlandesgericht Carl vom Bundesministerium der
Justiz. Herr Carl wies eindrucksvoll auf die Besonderheiten
bei der Vollstreckung im Vergleich zu den Sorgerechtsfällen
hin. Da man mit einer steigenden Zahl von Fällen dieser Art
rechnet, sei es unumgänglich, so Herr Carl, dass alle Gerichts-
vollzieherinnen und Gerichtsvollzieher grundlegend infor-
miert seien.

Gleiches gelte für die Vollstreckung von Umgangsent-
scheidungen ausländischer Gerichte. Auch zu diesem Thema
wies Herr Carl insbesondere auf die Vollstreckungsvorausset-
zungen und die Problematik in der Vollstreckungspraxis hin.

Aufrüttelnd für alle Anwesenden war der eindruckvolle
Vortrag von Polizeipfarrer Schorlemmer. Herr Schorlemmer
hatte Unterstützungsarbeit in einem Einzellfall geleistet und
lieferte einen Tatsachenbericht über eine Kindesherausnahme,
die erst nach mehreren Vollstreckungsversuchen zum Erfolg
führte. Unter den Teilnehmen befand sich die seinerzeit voll-
streckende Gerichtsvollzieherin. Die Schilderung der Voll-
streckungshandlung gab zu umfangreichen und thematisch
weiterführenden Diskussionen Anlass.

Tagungsverlauf und weitere Inhalte

Die Tagung verlief in einer angeregten und diskussions-
freudigen Atmosphäre; dazu forderten die engagierten Vorträ-
ge der Referenten freilich geradezu heraus. Abgerundet wurde
dies durch die oft plastischen Berichte der Tagungsteilnehmer
über ihre eigenen bisherigen Vollstreckungserfahrungen.

Bemängelt wurden Defizite zur Thematik bei der Ausbil-
dung und das Ausbleiben von weiteren, ständigen Informatio-
nen, so dass eine gewisse Unsicherheit bei der Vollstreckung
vorhanden sei. Auch die Zusammenarbeit mit Polizei und
Jugendamt gestalte sich oft sehr schwierig. Die Schilderungen
aus der Vollstreckungspraxis beeindruckten und ließen eine
große Motivation der Tagungsteilnehmer, aber auch einen
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außerordentlich großen Bedarf für spezifische Information/
Fortbildungsmöglichkeiten erkennen.

Dabei wurde deutlich, dass es erhebliche regionale Unter-
schiede bei den Gepflogenheiten und Arbeitsweisen der Ge-
richtsvollzieher gibt. Der bei der Zwangsvollstreckung gegen
Personen am deutlichsten hervortretende Unterschied besteht
jedoch offenbar in der von Bundesland zu Bundesland unter-
schiedlichen Unterstützung der Gerichtsvollzieher durch die
Polizei. Obwohl die Polizeiaufgabengesetze der Länder in der
Frage der Amtshilfe weitgehend den gleichen Formulierun-
gen folgen, zeigte sich, dass nur in Süddeutschland die Poli-
zei selbstverständlich und von vornherein es übernimmt, den
gegen die Zwangsvollstreckung gerichteten Widerstand der
betroffenen Personen zu überwinden. In vielen anderen Bun-
desländern ist die Hinzuziehung der Polizei schwieriger. Teil-
weise bedarf es eines deutlich höheren zeitlichen Vorlaufs
und es wird vielfach die Auffassung vertreten, dass die Po-
lizei nur zum persönlichen Schutz des Gerichtsvollziehers
anwesend sei, d. h. die Polizei greift erst dann ein, wenn der
Gerichtsvollzieher tätlich angegriffen wird. Eine solche
Handhabung erstaunt und sollte überdacht werden. Denn bei
der Zwangsvollstreckung geht es nicht einfach nur um die

Durchsetzung privater Rechte, sondern um die Durchsetzung
staatlicher Entscheidungen. Rechtsdurchsetzung ist integraler
Bestandteil von Rechtssicherheit und damit staatliche Kern-
aufgabe zur Sicherung des Rechtsfriedens. Da der Gerichts-
vollzieher selbst keine Ausbildung in der Anwendung von
Gewalt hat, sollte eindeutig sein, dass die Amtshilfe die
Übernahme dieser manchmal leider unvermeidlichen Aufga-
be abdeckt. Aber auch die Unterstützung der Jugendämter bei
der Vollstreckung wurde von einigen Gerichtsvollziehern
und Gerichtsvollzieherinnen bemängelt. Im Bedarfsfalle ist
jedoch eine umfangreiche Unterstützung durch die Jugend-
ämter unumgänglich.

Fazit

Die Ergebnisse dieser erfolgreichen Tagung werden in
Checklisten bzw. Leitfäden zusammengefasst, die allen Ge-
richtsvollzieherinnen und Gerichtvollziehern als Grundlage
für die Durchführung einer solchen Vollstreckungshandlung
zugänglich gemacht werden. Zugleich ist zu hoffen, dass die
Themen der Tagung im Interesse aller, die von solch fordern-
den Vollstreckungssituationen betroffen sind, auch bei ande-
ren Gelegenheiten aufgegriffen und vertieft werden.

Die Vollstreckung von Rückführungsentscheidungen in HKÜ-Fällen
(Herausgabe eines Kindes zum Zwecke der Rückführung in ein anders Land

gem. Art. 12 des Haager Kindesentführungsübereinkommens i. V. m. § 37 ff. IntFamRVG)

Die Vollstreckung richtet sich seit dem 1. März 2005 nach § 44 des IntFamRVG, nicht nach § 33 FGG und ist von Amts we-
gen durchzuführen (§ 44 Abs. 6)!

Für dieses Verfahren ist höchste Eile geboten; sie dürfen keinen Aufschub erfahren! Die Herausnahmebedingungen soll-
ten im Vorhinein möglichst genau festgelegt werden, um eine Eskalation, die Anwendung von Gewalt oder ein Scheitern der
Vollstreckung zu verhindern.

Wichtige Rufnummern

Amtsgericht – Familienrichter: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zuständiger Sachbearbeiter Jugendamt: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zuständige Polizeibeamten:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Notarzt:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Telefon- bzw. Handy-Nummer des Herausgabeberechtigten:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Dolmetscher: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Schlosser: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Checkliste

● Liegt die Rechtskraft des Beschlusses vor? Nach § 40 Abs. 1 IntFamVRG wird die Rückgabe-Entscheidung erst mit
der Rechtskraft der Entscheidung wirksam und damit vollstreckbar, es sei denn, das Oberlandesgericht ordnet die sofor-
tige Vollstreckung an (§ 40 Abs. 3 IntFamRVG).

● Die Herausgabeentscheidung muss zugestellt sein; dies kann auch durch den GVZ erfolgen (was aber nur bei OLG-
Entscheidungen zur Rechtskraft führt). Die Anordnung zur Gewaltanwendung braucht nur vorgezeigt zu werden.

● Gewaltanwendung gegen das Kind nur, wenn das Gericht dies gestattet hat (§ 44 Absatz 3 Satz 2 IntFamRVG).
Gewalt gegen den Widerstand des Herausgabepflichtigen einschließlich der Wohnungsdurchsuchung ebenfalls nur
mit Ermächtigung des Gerichts (§ 44 Absatz 3 Satz 1 IntFamRVG).

● Gespräch mit dem zuständigen Familiengericht bei Unklarheiten oder ersichtlich fehlenden Vollstreckungsanordnun-
gen im Beschluss oder bezüglich der Durchführung der Vollstreckung selbst, z. B. Klärung der Gewaltfrage gegen das
Kind (auf den Arm nehmen bei einem 8-jährigen, der um sich schlägt – Gewalt?).

Wer soll bei der Vollstreckung anwesend sein, welche Hilfspersonen werden u. U. benötigt?

● Absprache mit dem Herausgabeberechtigten, den Zeitpunkt der Übernahme vereinbaren und erfragen, ob evtl.
Widerstände (Aggressivität) zu erwarten sind, wie das übliche Verhalten ist oder ob es sonstige Probleme (Gesundheits-
zustand des Kindes usw.) gibt. Hinweis an den Berechtigten, dass das Verfahren nur durchgeführt werden kann, wenn
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sichergestellt ist, dass das Kind von ihm oder einer bevollm. Person in Empfang genommen wird (§ 213a Ziff. 4 GVGA).
Letztere kann durchaus eine Verwandte sein, die, statt des Herausgabeberechtigten selbst, eine etwaige Eskalation mindert
(es sollte sich möglichst um eine dem Kind vertraute Person handeln). Aber auch das Jugendamt kann zur Übernahme eine
Vertreterin entsenden. Denkbar ist auch eine Inobhutnahme oder vorübergehende Unterbringung des Kindes durch das
Jugendamt. Entscheidend ist, dass vor der Vollstreckung geklärt ist, welche Person das Kind übernimmt.

● Absprache mit dem zuständigen Jugendamt zur evtl. Unterstützung und zur Vermeidung oder Überwindung von Wi-
derständen, zur Unterstützung des Herausgabeberechtigten (vgl. § 213a Ziff. 5). Es besteht eine gesetzliche Unterstüt-
zungspflicht (s. § 9 IntFamRVG).

● Hinzuziehung der polizeilichen Vollzugsorgane möglich (§ 44 Absatz 3 Satz 2 IntFamRVG). Zumindest in Bereitschaft
für den Bedarfsfall; sofortige Einschaltung kann u. U. eskalierend wirken.

● Zuziehung und Unterstützung d. eine(n) Kollegin/Kollege bietet sich durchaus an.

● Ort der Vollstreckung: Wenn sich abzeichnet, dass mit der Herausnahme beim Herausgabepflichtigen eine starke Eska-
lation verbunden sein könnte, sollte – ggfs. durch Rücksprache mit dem Gericht – geklärt werden, ob ein anderer Ort z. B.
Kindergarten, Schule in Betracht kommt.

● Entfernung nach Übernahme des Kindes vom Vollstreckungsort, möglichst rasch ohne weitere Diskussionen, hin zur
übernehmender Person. Der Übernahmeort und auch die übernehmende Person sind vorher genauestens festzulegen. Der
Übernahmeort ist erforderlichenfalls nicht unmittelbar am Vollstreckungsort zu wählen. Verständigung evtl. zuvor über
Handy.

● Verhalten während der Vollstreckung: Ruhiges, sicheres, kompetentes und bestimmtes Auftreten. Jeweils Herr der
Lage sein, sich das Heft nicht aus der Hand nehmen lassen. Überzeugendes und beruhigendes Auftreten auch gegen Groß-
eltern oder andere Familienangehörigen. Auch der Umgang mit der Presse sollte zuvor überlegt werden. Eine vorbereitete
kurze schriftliche Information für die Presse kann sehr nützlich sein.

Die Vollstreckung von Entscheidungen auf Herausgabe eines Kindes
(außer HKÜ-Entscheidungen)

Die Herausgabe eines Kindes kann sowohl aufgrund einer deutschen als auch einer ausländischen Entscheidung zu vollstre-
cken sein. Bei deutschen Entscheidungen gilt § 33 FGG. Für Entscheidungen aus anderen EU-Staaten (außer Dänemark) gilt
seit dem 1. März 2005 § 44 IntFamRVG. Im Übrigen gilt § 33 FGG. Die Vollstreckung ist seitens des Gerichts von Amts
wegen zu betreiben (so ausdrücklich § 44 Abs. 6).

Für diese Verfahren ist Eile geboten; sie dürfen keinen Aufschub erfahren! Die Herausnahmebedingungen sollten im
Vorhinein möglichst genau festgelegt werden, um eine Eskalation, die Anwendung von Gewalt oder ein Scheitern der Voll-
streckung zu verhindern.

Wichtige Rufnummern

Amtsgericht – Familienrichter: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zuständiger Sachbearbeiter/in Jugendamt: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zuständige Polizeibeamten:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Notarzt: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Telefon- bzw. Handy-Nummer des Herausgabeberechtigten: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Dolmetscher: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Schlosser:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Checkliste

● Ist der Beschluss vollstreckbar?

a) dt. Entscheidungen sind außerhalb des HKÜ-Verfahrens sofort vollstreckbar, auch wenn ein Rechtmittel eingelegt wird
(§ 24 FGG)

b) Ausländische Sorgerechtsentscheidungen, die unter die VO EG 2201/2003 (Brüssel II a) fallen, müssen zumindest vor-
läufig vollstreckbar sein. Vorlage des Formblatts nach Art. 39 der VO ist nicht zwingend. Vollstreckbarkeit ist bereits
durch das dt. Gericht zu prüfen, das über die Vollstreckbarkeit in einem vereinfachten Verfahren entscheidet (§§ 16 ff.
IntFamRVG, Klausel: § 23 IntFamRVG). Ein dt. Gericht muss außerdem die ZV anordnen (Art. 44 IntFamRVG).

c) unmittelbar vollstreckbar sind ausländische Sorgerechtsentscheidungen nach Art. 42 der VO, wenn sie im Nachgang
zu einer zunächst abgelehnten Rückführung eines Kindes in das Ausland ergehen. Die (vorläufige) Vollstreckbarkeit
muss nach Art. 42 Abs. 2 in einem Formblatt durch das ausländische Gericht bestätigt worden sein. Auch in diesem
Fall muss aber die ZV als solche vom zuständigen dt. Gericht angeordnet sein. (Art. 44 IntFamRVG).
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In den Fällen b) und c) ist das FamG am Sitz des OLG zuständig (§ 12 IntFamRVG). In den Fällen des Art. § 44 Abs. 5
IntFamRVG ist das OLG Vollstreckungsgericht.

● Zustellung

Entscheidungen nach oben a) müssen vorher zugestellt sein. Bei b) ergibt sich Zustellung aus dem Formblatt soweit vor-
handen, jedenfalls aber aus der nach § 21 IntFamRVG zu erfolgenden Zustellung der Entscheidung über die Vollstreck-
barkeit. Bei c) enthält das Formblatt keine Angabe zur Zustellung. Wird sie bestritten, so sollte eine Abschrift ausgehändigt
werden. In allen drei Fällen ist die Anordnung der ZV, d. h. die Verfügung des Familiengerichts, die Gewalt anordnet, mit-
zuführen und vorzuzeigen; bei Verlangen wird Abschrift erteilt. Bei Vollstreckung ohne Anwesenheit des Verpflichteten
ist Bekanntmachung nachzuholen und Vollzug mitzuteilen.

● Gewaltanwendung gegen das Kind nur, wenn das Gericht dies gestattet hat (§ 33 FGG/§ 44 Absatz 3 Satz 2
IntFamRVG). Gewalt gegen den Widerstand des Herausgabepflichtigen einschl. der Wohnungsdurchsuchung
ebenfalls nur mit Ermächtigung des Gerichts (§ 33 FGG/§ 44 Absatz 3 Satz 1 IntFamRVG).

● Gespräch mit dem zuständigen Familiengericht bei Unklarheiten oder ersichtlich fehlenden Vollstreckungsanord-
nungen im Beschluss oder bezüglich der Durchführung der Vollstreckung selbst, z. B. Klärung der Gewaltfrage gegen
das Kind (auf den Arm nehmen bei einem 8-jährigen, der um sich schlägt – Gewalt?). Zuständig kann auch unmittelbar
das OLG sein (§ 44 Abs. 5 IntFamRVG).

Wer soll bei der Vollstreckung anwesend sein, welche Hilfspersonen werden u. U. benötigt?

● Absprache mit dem Herausgabeberechtigten, vereinbaren des Zeitpunktes der Übernahme und erfragen von evtl.
zu erwartenden Widerständen (Aggressivität), übliches Verhalten oder sonstigen Problemen (Gesundheitszustand des
Kindes usw.) Hinweis an den Berechtigten, dass das Verfahren nur durchgeführt werden kann, wenn sichergestellt ist, dass
das Kind von ihm oder einer bevollm. Person in Empfang genommen wird (§ 213a Ziff. 4 GVGA). Letztere kann durchaus
eine Verwandte sein, die statt des Herausgabeberechtigten selbst, eine etwaige Eskalation mindert. (Es sollte sich
möglichst um eine dem Kind vertraute Person handeln). Aber auch das Jugendamt kann zur Übernahme eine Vertreterin
entsenden. Denkbar ist auch eine Inobhutnahme oder vorübergehende Unterbringung des Kindes durch das Jugendamt.
Entscheidend ist, dass vor der Vollstreckung geklärt ist, welche Person das Kind übernimmt.

● Absprache mit dem zuständigen Jugendamt zur evtl. Unterstützung und zur Vermeidung oder Überwindung von Wi-
derständen, zur Unterstützung des Herausgabeberechtigten (vgl. § 213a Ziff. 5) Es besteht eine gesetzliche Unterstüt-
zungspflicht (s. § 9 IntFamVRG).

● Hinzuziehung der polizeilichen Vollzugsorgane möglich (§ 44 Absatz 3 Satz 2 IntFamRVG). Zumindest in Bereitschaft
für den Bedarfsfall sofortige Einschaltung kann u. U. eskalierend wirken.

● Zuziehung und Unterstützung d. eine(n) Kollegin/Kollege bietet sich durchaus an.

● Ort der Vollstreckung: wenn sich abzeichnet, dass mit der Herausnahme beim Herausgabepflichtigen eine starke
Eskalation verbunden sein könnte, sollte geklärt werden, ob ein anderer Ort, z. B. Kindergarten, Schule in Betracht kommt.
Gegebenenfalls Rücksprache mit dem zuständigen Familiengericht.

● Entfernung nach Übernahme des Kindes vom Vollstreckungsort, möglichst rasch ohne weitere Diskussionen, hin zur
übernehmenden Person. Der Übernahmeort und auch die übernehmende Person sind vorher genauestens festzulegen. Der
Übernahmeort ist erforderlichenfalls nicht unmittelbar am Vollstreckungsort zu wählen. Verständigung evtl. zuvor über
Handy.

● Verhalten während der Vollstreckung: Ruhiges, sicheres, kompetentes und bestimmtes Auftreten. Jeweils Herr der
Lage sein, sich das Heft nicht aus der Hand nehmen lassen. Überzeugendes und beruhigendes Auftreten auch gegen Groß-
eltern oder andere Familienangehörigen. Auch der Umgang mit der Presse sollte zuvor überlegt werden. Eine vorbereitete
kurze schriftliche Information für die Presse kann sehr nützlich sein.

Die Vollstreckung von Umgangsentscheidungen ausländischer Gerichte nach der Brüssel II a-Verordnung
(EU-Verordnung Nr. 2201/2003 vom 27. November 2003)

Die Verordnung regelt die Zuständigkeit und die Anerkennung sowie die Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen
und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung.

Für dieses Verfahren ist höchste Eile geboten und darf keinen Aufschub erfahren! Die Herausnahmebedingungen sollten
im Vorhinein möglichst genau festgelegt werden um eine Eskalation, die Anwendung von Gewalt oder ein Scheitern der Voll-
streckung zu verhindern.

Wichtige Rufnummern

Amtsgericht – Familienrichter: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zuständiger Sachbearbeiter Jugendamt: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Zuständige Polizeibeamten:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
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Notarzt: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Telefon- bzw. Handy-Nummer des Herausgabeberechtigten: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Dolmetscher: . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Schlosser:  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Rechtliche Ausgangslage

Nach Artikel 41 Absatz 1 der Verordnung wird eine in einem Mitgliedstaat ergangene vollstreckbare Entscheidung über das
Umgangsrecht, für die eine Bescheinigung nach Absatz 2 im Ursprungsmitgliedstaat ausgestellt wurde, in einem anderen Mit-
gliedstaat anerkannt und kann dort vollstreckt werden, ohne dass es einer Vollstreckbarerklärung bedarf und ohne dass die
Anerkennung angefochten werden kann. Nach Artikel 41 Absatz 2 der Verordnung stellt der Richter des Ursprungsmitglied-
staats die Bescheinigung nach Absatz 1 unter Verwendung eines Formblattes zur Verordnung nur unter bestimmten Bedin-
gungen aus. Auf die im Anhang III abgedruckte Bescheinigung über das Umgangsrecht wird verwiesen. In der Bescheinigung
sind unter Ziffer 12 (Modalitäten der Ausübung des Umgangsrechts) die Angabe von Datum, Uhrzeit, Beginn und Ende, der
Ort, besondere Pflichten des Umgangsberechtigten und etwaige Beschränkungen des Umgangsrechts als zu bezeichnende
Tatsachen vorgesehen. Allerdings ist die Angabe dieser Umstände in der Entscheidung des Ursprungsmitgliedstaats nicht
zwingend und in vielen Mitgliedstaaten auch nicht Pflicht.

Nach Artikel 47 der EU-Verordnung ist für das Vollstreckungsverfahren das Recht des Vollstreckungsmitgliedstaats maßge-
bend, d. h. das Recht desjenigen Staates, in dem die ausländische Umgangsentscheidung vollstreckt werden soll. Dies bedeu-
tet z. B., dass eine ausländische Umgangsentscheidung, die hinsichtlich des Zeitpunkts und der Dauer des auszuübenden Um-
gangs in Anwendung deutschen Vollstreckungsrechts keinen vollstreckungsfähigen Inhalt enthält, in Deutschland nicht voll-
streckt werden kann. In diesem Fall können dann gemäß Artikel 48 Absatz 1 der EU-Verordnung die Gerichte des
Vollstreckungsmitgliedstaats die praktischen Modalitäten der Ausübung des Umgangsrechts regeln, wenn die notwendigen
Vorkehrungen nicht oder nicht in ausreichendem Maße bereits in der Entscheidung des zuständigen Gerichts des Ursprungs-
mitgliedstaats getroffen wurden.

Checkliste

● Die ausländische Umgangsentscheidung berechtigt nicht zur Anwendung von Gewalt gegenüber dem betreuenden Eltern-
teil. Hierfür ist vielmehr gemäß § 44 Absatz 3 des Gesetzes zum Internationalen Familienrecht (IntFamRVG) eine beson-
dere Verfügung des Vollstreckungsgerichts erforderlich.

● Örtlich zuständig ist für eine derartige Anordnung das für den gewöhnlichen Aufenthalt des Kindes in Deutschland zustän-
dige konzentrierte Gericht im Sinne des § 10 Ziffer 1 IntFamRVG.

● Nach § 44 Absatz 3 Satz 2 IntFamRVG ist eine Gewaltanwendung gegen ein Kind unzulässig ist, wenn das Kind lediglich
zur Ausübung des Umgangsrechts herauszunehmen ist.

Darauf sollte vor und während einer Vollstreckung besonders geachtet werden

● Hat die zu vollstreckende Entscheidung einen hinreichend bestimmten vollstreckungsfähigen Inhalt?

● Liegen besondere Anordnungen für die Durchführung der Vollstreckung vor, bzw. sind diese erforderlich?

● Ist die deutsche Vollstreckungsanordnung bereits zugestellt worden oder muss sie noch, ggfs. zu Beginn der Vollstre-
ckung, zugestellt werden?

Vorbereitung der Vollstreckung

● Hier ist insbesondere zu prüfen, ob nicht die Einschaltung insbesondere des Jugendamts oder auch anderer Hilfs- und Ver-
trauenspersonen sinnvoll ist, um eine zwangsweise Durchsetzung des Umgangsrechts zu vermeiden. Die Vollstreckung
einer Umgangsentscheidung ist immer sehr problematisch und, jedenfalls wenn sie mehr als einmal durchgeführt wird, oft
kontraproduktiv.

● In geeigneten Fällen kann ferner eine Prüfung sinnvoll sein, ob zur Vollstreckung des Umgangs ein klärendes Gespräch
mit dem betreuenden Elternteil erfolgen sollte. Hierzu kann ggf. der fachliche Rat einer Mitarbeiterin des zuständigen
Jugendamts eingeholt werden, um nicht unerwünschte Eskalationseffekte zu verursachen.

● Nach Möglichkeit sollten Situationen vermieden werden, die in irgendeiner Weise zu einer psychischen oder physischen
Gewaltanwendung führen könnten. So sollte vorher geklärt und nach Möglichkeit vermieden werden, dass unerwünschte
„Unterstützer“ anwesend sind, wie z. B. einseitig eingestellte Großeltern, neue Lebensgefährten oder sogar Pressever-
treter.

● Der den Umgang begehrende Elternteil sollte gebeten werden, sein weiteres Verhalten unmittelbar nach der Wegnahme
zum Kindesumgang genau zu planen und vorzubereiten. Insbesondere sollte er zur Verhinderung von möglichen Eskala-
tionen ein längeres Verweilen in der Nähe des betreuenden Elternteils nach Wegnahme des Kindes vermeiden.
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I.

a) In den letzten Monaten wurden viele Verwaltungen der
Gerichte, aber auch einige Gerichtsvollzieher aufgefordert zur
sog. Entnahme der dem Gerichtsvollzieher zustehenden Beträ-
ge, die aus von ihm vorgelegten Auslagen bestehen und sich
im Kassenbestand der im Gerichtsvollzieherbüro geführten
Kasse befinden, Stellung zu nehmen. Diese Stellungnahme
sollte ferner auf einen Vorschlag eingehen, ob nicht die vom
Gerichtsvollzieher aus der Kasse entnommenen Beträge in ei-
ner besonderen Spalte des Kassenbuches festgehalten werden
sollten.

b) In einem anderen Fall wurde bekannt, dass die Dienst-
aufsicht einem Gerichtsvollzieher Disziplinarmaßnahmen an-
drohte, weil sich in seinem Kassenbestand bei einer durchge-
führten Kassenprüfung ein Betrag von mehr als 200 Euro
Überschuss befand und er bereits bei einer vorangegangenen
Geschäftsprüfung angewiesen worden war, diesen Überschuss
so gering wie möglich zu halten und ihn durch tägliche
Entnahmen tunlichst auf einen Bestand von 0 Euro zurück zu
führen.

c) Bei einer weiteren Gelegenheit, genauer gesagt, anläss-
lich einer Dienstbesprechung auf Oberlandesgerichtsebene
wurde unter den anwesenden Gerichtsvollzieher-Prüfungs-
beamten ernsthaft und eifrig darüber diskutiert, doch dem
Gerichtsvollzieher aufzuerlegen, die Entnahme seiner ihm
zustehenden Gelder aus der Kasse des Gerichtsvollzieherbü-
ros nur noch durch Überweisung der genannten Beträge auf
ein persönliches, sprich privates Konto zu erlauben und jeg-
liche Bargeldentnahme zu untersagen.

d) In einem schon etwas zurückliegenden Fall hatte ein
Behördenleiter auf Anregung seines Prüfungsbeamten ange-
ordnet, dass der Gerichtsvollzieher neben den in der Gerichts-
vollzieherordnung (GVO) vorgesehenen Buchungsvorgängen
zusätzlich eine Liste zu führen habe, aus der sich lückenlos die
Beträge ergeben sollten, die der Gerichtsvollzieher aus der
Kasse des Gerichtsvollzieherbüros für sich bar entnimmt. In
einem vom Verfasser mit diesem Behördenleiter geführtem
Gespräch konnte auf Befragen nach dem Sinne dieser Liste zu-
nächst nur in Erfahrung gebracht werden, dass man dann wis-
se, was der Gerichtsvollzieher entnommen habe. Auf weitere,
insistierende Nachfragen, welche Aussagekraft diese Zahlen
denn hätten, mündete die Antwort dann dahin, dass man da-
durch wisse, was der Gerichtsvollzieher tatsächlich „verdient“
habe.

II.

Die angesprochene Thematik, die offensichtlich von den
Justizverwaltungen als großes „Problem“ erkannt und deswe-
gen auch mit so großer Akribie einer Lösung zugeführt werden
soll, lässt aufhorchen. Warum?

Die von den zuständigen Prüfungsbeamten – im oben an-
gesprochenen Fall (I.b) mit dem Kassenüberschuss – festge-
stellten vermeintlichen Unübersichtlichkeiten oder sogar
Unregelmäßigkeiten1 in der Kassenführung des Gerichtsvoll-

ziehers offenbart dem wirklichen Kenner des Gerichtsvoll-
zieher-Systems insoweit einen erschreckenden Mangel an
Kompetenz und Professionalität. Gerade von den für die Kas-
senprüfung im Rahmen einer Geschäftsprüfung im Gerichts-
vollzieherbüro zuständigen Beamten – die ja in allen Fragen,
die den Gerichtsvollzieher generell und auch im Besonderen
betreffen, von offizieller Seite oft gehört werden –, sollte doch
erwartet werden können, dass zu dieser an sich simplen The-
matik ein diesbezügliches profundes Wissen über ihr Metier
als ein Selbstverständnis vorhanden ist. Das scheint offenkun-
dig nicht überall der Fall zu sein und so mögen die folgenden
Ausführungen sowohl zur Wissenserweiterung als auch zur
Vermehrung der dadurch gewonnenen Einsichten beitragen.

Für die Buch- und Kassenführung im Geschäftszimmer des
Gerichtsvollziehers sind grundsätzlich die einschlägigen Be-
stimmungen der Gerichtsvollzieherordnung (GVO) maß-
gebend, die für den Gerichtsvollzieher und auch für die
Dienstaufsicht verbindlich sind (§ 69 GVO). Sonderregelun-
gen irgendwelcher Art sind für die Gewährleistung einer
ordentlichen Geschäftsführung oder übersichtlichen Buch-
haltung nicht erforderlich, sondern sogar vollkommen über-
flüssig. Sie lassen die realen Gegebenheiten außer Acht und
verwechseln den Charakter der Kasse des Gerichtsvollziehers
mit der einer Behördenkasse wie z. B. der Gerichtskasse.
Diese Anschauung entspricht nicht der Realität, widerspricht
sogar den Ambitionen der Gerichtsvollzieherordnung (GVO)
und der Gerichtsvollziehergeschäftsanweisung (GVGA).

Der Gerichtsvollzieher unterhält nämlich an seinem Amts-
sitz ein Geschäftszimmer auf eigene Kosten2 in dem er den
gesamten Geschäftsbetrieb nach eigenem pflichtgemäßen
Ermessen regelt3. Soweit erforderlich beschäftigt er zur Be-
wältigung des Arbeitsanfalls Büro- und Schreibhilfen ebenso
auf eigene Kosten4. Ferner erfolgt die Beschaffung des not-
wendigen Geschäftsbedarfs5 auf eigene Kosten. Lediglich die
dem innerdienstlichen Geschäftsverkehr dienenden Vordru-
cke werden auf Kosten der Landeskasse beschafft6.

Diese seit dem Jahre 1879 bestehende Regelung7 des Ge-
schäftsbetriebes auf eigene Kosten bedeutet für den Gerichts-
vollzieher einen erheblichen monetären Einsatz aus persön-
lichen Geldmitteln. Abgesehen von den Personal- und Sach-
kosten des Geschäftszimmers, die in diesem Zusammenhang
zunächst unbeachtet bleiben sollen, benötigt die Erledigung
der zu bearbeitenden Zustellungs- und Vollstreckungsaufträge
eine tägliche Investition nicht unbeträchtlicher Beträge. So
finanziert der Gerichtsvollzieher jede Briefsendung, die z. B.
zum Zwecke der Zustellung durch die Post sein Büro verlässt,
mit Briefmarken im Werte von je 5,60 Euro. Dazu kommen
die normalen Benachrichtigungen, die sich aus dem dienst-
lichen Geschäftsverkehr ergeben8, mit je 0,55 Euro. Nach den
Statistiken zu urteilen, kann davon ausgegangen werden, dass
bei einem Auftragsvolumen von zehn und mehr Vollstre-
ckungs- und etwa der gleichen Anzahl von Zustellungsaufträ-

1) Diese Handlungsweise des Gerichtsvollziehers wird offen-
sichtlich als so schwerwiegender Verstoß gegen die Dienstvorschrift
(welche eigentlich?) gesehen, dass eine Disziplinarmaßnahme ge-
rechtfertigt erscheint.

2) § 46 GVO
3) § 45 Nr. l GVO
4) § 49 Nr. l GVO
5) § 52 GVO
6) § 52 Nr. 2 GVO
7) Vgl. hierzu Köhler in DGVZ 2005, Seite 100, 101 mit weiteren

Nachweisen
8) Benachrichtigungen, Korrespondenz, Terminsmitteilungen etc.

Die Kasse des Gerichtsvollziehers

Von Obergerichtsvollzieher a. D. Hans-Jürgen Köhler, Lüdinghausen
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gen, täglich Briefmarken – vom Gerichtsvollzieher auf eigene
Kosten beschafft – in Höhe von rund 70,– bis 80,– Euro, je
nach Bezirksstruktur auch mehr, zunächst in den Geschäftsbe-
trieb investiert werden.

Weitere vom Gerichtsvollzieher persönlich stammende
Gelder, die in den Betrieb Gerichtsvollzieher mit eigenem Ge-
schäftszimmer eingebracht werden, können in vorgelegten
Schlosserkosten für die Öffnung einer Wohnung oder sonsti-
ger Behältnisse oder in Abschleppkosten für ein gepfändetes
Kraftfahrzeug bestehen. Diese Aufzählung kann beliebig fort-
gesetzt werden. Für die Erledigung dieser Aufträge werden,
anders als bei kapitalintensiven Räumungen usw. nämlich in
der Regel, um eine zügige Erledigung zu gewährleisten, keine
Kostenvorschüsse vom Auftraggeben angefordert. Das Glei-
che gilt für die Erledigung von „Arresten“ und „Einstweiligen
Verfügungen“, da hier grundsätzlich Eile in der Bearbeitung
geboten ist.

Diese nur groben Darstellungen verdeutlichen, dass zur
Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Geschäftsbe-
triebes des Gerichtsvollzieherbüros täglich und ständig priva-
tes Geld des Gerichtsvollziehers in den amtlichen Dienstbe-
trieb, sprich in die Kasse des Beamten Gerichtsvollzieher ein-
fließt. Genau diese Vorgänge charakterisieren das System
„Gerichtsvollzieher mit eigenem Geschäftszimmer“9 und sind
deswegen mit Kassenbeständen sonstiger öffentlicher Kassen,
die diese Verbindung aus privaten und anderen Geldern nicht
kennen, auch nicht vergleichbar. Während in anderen öffentli-
chen oder behördlichen Kassen in der Regel also nur Gelder
amtlichen und damit einheitlichen Charakters zu berücksichti-
gen sind, beinhaltet die Kasse bzw. der Kassenbestand des Ge-
richtsvollzieherbüros Gelder unterschiedlicher Herkunft und
unterschiedlicher Berechtigter.

Der Kassenbestand im Büro des Gerichtsvollzieher mit
eigenem Geschäftszimmer setzt sich in der Regel aus drei
Komponenten zusammen:

1. Beträge, die den Parteien zustehen (Gläubiger und/oder
Schuldner)

2. Gebühren, die der Landeskasse zustehen und

3. Gelder, die der Gerichtsvollzieher in den Geschäftsbetrieb
investiert hat und die ihm als vorgelegte Auslagen als sein
persönliches Eigentum zustehen.10

Die zu 1. und 2. einzuordnenden Beträge verwaltet der
Gerichtsvollzieher in seinem Büro und seiner Kasse treu-
händerisch und sie sind bei den durch die Dienstausicht durch-
geführten Kassenprüfungen auf Heller und Pfennig nachzu-
weisen 11.

Die unter 3. genannten Beträge hingegen unterliegen
n i c h t  der Verfügungsgewalt der Dienstaufsicht. Es sind Gel-
der, die im persönlichen Eigentum des Gerichtsvollziehers ste-
hen, denn sie wurden von ihm in den Dienstbetrieb – daher
auch die Bezeichnung Gerichtsvollzieher mit eigenem Ge-
schäftszimmer; was sich letztendlich nicht nur auf die Gestel-
lung von Räumlichkeiten usw. bezieht – eingebracht, um die
Funktionsfähigkeit und eine zügige Abwicklung – wie oben
dargestellt – der ihm zugewiesenen Aufgaben zu gewährleis-
ten. Ob, wann und wie und in welcher Höhe der Gerichtsvoll-
zieher diese Beträge aus dem vorhandenen Kassenbestand ent-
nimmt, unterliegt seiner persönlichen Entscheidung und hängt
in der Regel von den Erfordernissen des Dienstbetriebes ab.
Würde nach seinem Terminplan z. B. am nächsten Tag eine
Wohnungsöffnung anstehen, wird er einen den voraussichtli-
chen Kosten entsprechenden Betrag in der Kasse belassen.
Würde er nämlich nicht so verfahren und würde nach seiner
Rückkehr eine unvermittelte Kassenprüfung vorgenommen
werden, hätte diese im Ergebnis einen Kassenfehlbestand zu
beanstanden.12

Fasst man alles zusammen, so kann konstatiert werden, wie
das Büro des Gerichtsvollziehers systembedingt in seinem
absolut privaten Bereich angesiedelt ist, ist dies auch die
Kasse des Gerichtsvollziehers. Die bei ihm vorzunehmenden
Kassenprüfungen haben sich – so sieht das auch das Prozedere
nach Vordruck GV 13 vor – auf den Bereich und die Beträge
zu beschränken, die sich aus den dienstlichen Obliegenheiten
ergeben, denn diese Beträge gehören nicht dem Gerichtsvoll-
zieher. Hier ist er nur der Treuhänder, von dem verlangt wer-
den kann und muss, dass er zu jeder Zeit Rechenschaft über
Vollständigkeit und ordnungsgemäße Verbuchung, Auszah-
lung usw. ablegt.

Damit können auch die eingangs dieser Abhandlung (I.)
angesprochenen Probleme zur Einführung einer zusätzlichen
Darstellung der vom Gerichtsvollzieher entnommenen Beträ-
ge (I.a) in einer besonderen Spalte des Kassenbuches, oder die
Führung einer entsprechenden Liste (I.d) oder gar eine Ent-
nahmeverpflichtung (I.c) des Gerichtsvollziehers, in welcher
Art auch immer, als absolut überflüssig und neben den tatsäch-
lichen Gegebenheiten liegend als nicht existent abgetan wer-
den. Außerdem widersprechen die Vorschläge aus kaufmänni-
scher Sicht betrachtet den Grundsätzen jeglicher Buchführung
und wären nur dann sinnvoll, wenn – getreu der Maxime von
Soll und Haben – auch eine Erfassung der Beträge vorgenom-
men würde, die vom Gerichtsvollzieher permanent in den
Geldkreislauf, wie oben beschrieben, eingeführt werden. Das
wäre ein überflüssiger und unsinniger Aufwand, denn es geht
ja überhaupt nicht um Gelder, die dem Dienstherrn oder ir-
gendwelchen Parteien des Vollstreckungsbereichs zustehen
oder sie auch nur tangieren, sondern es handelt sich aus-
schließlich um Gelder, die nur dem Gerichtsvollzieher persön-
lich gehören und die dazu beitragen, einen ordnungsgemäßen
Geschäftsablauf zu garantieren.

Dazu noch einmal zur Verdeutlichung:

Der Gerichtsvollzieher betreibt sein Büro, wie es die Vor-
schrift verlangt, vollständig und selbständig auf eigene Kos-
ten. Für die ihm anvertrauten Fremdbeträge (wie oben unter
den Pos. 1 und 2 angeführt) reichen die bereits bestehenden
Sicherheitsvorkehrungen mit den heutigen Vorschriften für

9) Vgl. hierzu DGVZ 2005, Seite 102, wie auch DGVZ 2002,
S. 19.

10) Die Positionen 2. und 3. haben auch noch eine weitere Bedeu-
tung. So bilden die Beträge der Pos. 2 die Grundlage a) für die Berech-
nung der sog. Anspornvergütung (§ 49 Nr. l BBesG) und b) für die
Abgeltung der Kosten i. S. des § 49 Nr. 3 BBesG – bisher fälschlicher-
weise immer als „Entschädigung“ bezeichnet – die aus der Verpflich-
tung des Gerichtsvollziehers zur Einrichtung und Unterhaltung eines
Büros entstehen. Die wirkliche Entschädigung im Sinne des Wortes
für die Bereithaltung und den Einsatz des Betriebskapitals (Vorhalten
des gesamten Portoaufwandes, der Benzinkosten für den dienstlich
genutzten Kraftwagen, Formularvorhaltung usw.) erfolgt aus den ein-
gegangenen Beträgen Pos. 3. Diese werden mehr oder weniger im
Verhältnis l : l entschädigt. Vgl. hierzu auch die Ausführungen in
DGVZ 2005, S. 102–104.

11) §§ 100 Nr. l, 103 GVO in Verbindung mit dem Vordruck GV
13, Niederschrift über eine Geschäftsprüfung.

12) Im Übrigen regelt der Gerichtsvollzieher seinen Dienstbetrieb
nach eigenem pflichtgemäßen Ermessen, soweit hierüber keine beson-
deren Bestimmungen bestehen, § 45 GVO, § 58 GVGA. Dazu gehört
auch die Gestaltungsfreiheit hinsichtlich der Höhe des die angespro-
chen Kassenkomponente 3. betreffenden Überschusses.
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die Buchhaltung vollkommen aus. Jede Gerichtsvollzieherin
und jeder Gerichtsvollzieher hat sich freiwillig für die Aus-
übung dieses Berufes entschieden und zwar in dem Bewusst-
sein, dass sie für die Führung des eigenen Geschäftszimmers
einen – im Gegensatz zu jedem anderen Beamten – nicht gera-
de unerheblichen Einsatz ihres Privatvermögens in Kauf neh-
men müssen. Die Einführung einer Regelung zur Erfassung

dieser aus Privatmitteln stammenden Gelder in die Buchfüh-
rung wäre damit nicht nur unsinnig, sondern entbehrt jeder ge-
setzlichen Grundlage und konterkariert außerdem das System
Gerichtsvollzieher mit eigenem Geschäftszimmer. Daher muss
der Gerichtsvollzieher über sein privates (eigenes) Geld auch
niemandem – auch nicht dem zuständigen Prüfungsbeamten
gegenüber – Rechenschaft ablegen.

R E C H T S P R E C H U N G

§§ 10 I Nr. 1, 23 IV, 25, 27, 28 I, Nr. 2, 43 I Nr. 4, 48 WEG;
§§ 741 ff., 1010, 432, 280, 281, 826 BGB; §§ 124, 128, 130,
161 HGB §§ 65, 68 GenG; RVG V-V 1008, 3309

a) Die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer ist rechts-
fähig, soweit sie bei der Verwaltung des gemeinschaft-
lichen Eigentums am Rechtsverkehr teilnimmt.

b) Neben der Haftung der teilrechtsfähigen Wohnungs-
eigentümergemeinschaft kommt eine akzessorische ge-
samtschuldnerische Haftung der Wohnungseigentümer
nur in Betracht, wenn diese sich neben dem Verband
klar und eindeutig auch persönlich verpflichtet haben.

c) Gläubiger der Gemeinschaft können auf deren Verwal-
tungsvermögen zugreifen, das auch die Ansprüche der
Gemeinschaft gegen die Wohnungseigentümer und ge-
gen Dritte umfasst.

d) Zu den pfändbaren Ansprüchen der Gemeinschaft ge-
hören der Anspruch, ihr die finanzielle Grundlage zur
Begleichung der laufenden Verpflichtungen durch Be-
schlussfassung über den Wirtschaftsplan, seine Ergän-
zung (Deckungsumlage) oder die Jahresabrechnung zu
verschaffen, sowie Ansprüche aus Verletzung dieser
Verpflichtung.

WEG § 27
Soweit der Verwalter als Organ der Gemeinschaft nicht
kraft Gesetzes zur Vertretung berechtigt ist, werden seine
Kompetenzen durch solche der Wohnungseigentümer er-
gänzt, denen die entsprechende Bevollmächtigung des
Verwalters oder die Fassung des von ihm nach § 27 Abs. 1
Nr. 1 WEG auszuführenden Beschlusses obliegt.

WEG §§ 23 Abs. 4, 43 Abs. l Nr. 4
Die Anfechtung von Beschlüssen der Wohnungseigentü-
merversammlung betrifft die Willensbildung innerhalb der
Gemeinschaft und richtet sich daher nicht gegen den Ver-
band, sondern gegen die übrigen Wohnungseigentümer.

WEG § 28 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
Der Einzelwirtschaftsplan gehört zu den unverzichtbaren
Bestandteilen des Wirtschaftsplans. Die Genehmigung ei-
nes Wirtschaftsplans ohne Einzelwirtschaftsplan ist auf
Antrag für ungültig zu erklären.

BGH, Beschl. v. 2. 6. 2005
– V ZB 32/05 –

(Die für die Zwangsvollstreckung und auch für die dabei entstehen-
den Kosten bedeutsame Entscheidung kann wegen ihrer umfangreichen
Begründung hier nicht vollständig abgedruckt werden. Die Schriftlei-
tung der DGVZ beschränkt sich deshalb auf die Wiedergabe des amtli-
chen Leitsatzes, aus dem sich bereits die für die Zwangsvollstreckung
maßgeblichen Kernsätze ergeben. Im Übrigen wird auf den Abdruck in
der BGH-Entscheidungssammlung oder die Veröffentlichung in NJW
2005, Nr. 29, S. 2061–2069, verwiesen. Die Auswirkungen auf das
Kostenrecht werden in der nachfolgenden Anmerkung aufgezeigt).

Anmerkung:

Aufgrund der Entscheidung des Bundesgerichtshofs wird
in Prozessen, an denen Wohnungseigentümergemeinschaften
beteiligt sind, das Rubrum vieler Urteile künftig anders ausse-
hen. Eine Einheitlichkeit in diesen Verfahren wird es jedoch
nicht geben, weil die Teilrechtsfähigkeit der WEG nur greift,
wenn die Wohnungseigentümergemeinschaft als Gläubigerin
einen Leistungsanspruch gegen Außenstehende verfolgt bzw.
von Außenstehenden als Schuldnerin für Leistungen (etwa Re-
novierungsarbeiten) in Anspruch genommen wird. In diesen
Fällen kann die Eigentümergemeinschaft als solche klagen
und verklagt werden, ohne deren Mitglieder zu bezeichnen. Es
genügt nach dem BGH-Urteil die Verwendung der Sammelbe-
zeichnung „Wohnungseigentümergemeinschaft X-Straße, ver-
treten durch den Verwalter Y“. Dies gilt auch, wenn die Ei-
gentümergemeinschaft Zahlungsansprüche gegen einzelne
Wohnungseigentümer verfolgt.

Wörtlich führt der Bundesgerichtshof hierzu unter Zif-
fer 12 seines Urteils vom 2. 6. 2005 aus:

„12. Die Rechtsfähigkeit der Wohnungseigentümer-
gemeinschaft ist nicht umfassend, sondern auf die Teil-
bereiche des Rechtslebens beschränkt, bei denen die
Wohnungseigentümer im Rahmen der Verwaltung des
gemeinschaftlichen Eigentums als Gemeinschaft am
Rechtsverkehr teilnehmen. Das ist insbesondere bei
Rechtsgeschäften oder Rechtshandlungen im Außen-
verhältnis der Fall, kann aber auch, wie zum Beispiel
bei der Verfolgung von gemeinschaftlichen Beitrags-
oder Schadensersatzansprüchen gegen einzelne Woh-
nungseigentümer, im Innenverhältnis vorliegen.“

Für den einzelnen Wohnungseigentümer ergibt sich aus
der BGH-Entscheidung auch, dass er als Einzelperson nicht
unmittelbar für Verbindlichkeiten der Eigentümergemein-
schaft – in u. U. existenzbedrohender Weise – nach Belieben
des Gläubigers als Gesamtschuldner in Anspruch genommen
werden kann.

Die Teilrechtsfähigkeit der WEG kommt jedoch nicht zum
Tragen, wenn interne Streitigkeiten der Wohnungseigentü-
mergemeinschaft ausgetragen werden, also einzelne Woh-
nungseigentümer etwa Beschlüsse der Eigentümerversamm-
lung und die darin enthaltene Willensbildung gerichtlich an-
fechten. In diesen Fällen stehen sich die Kontrahenten als
Prozessparteien gegenüber, so dass im Rubrum Kläger und
Beklagte als Einzelpersonen zu bezeichnen sind (hierzu vgl.
ebenfalls Ziff. 12 des BGH-Urteils vom 2. 6. 2005).

Das BGH-Urteil schafft auch eine verbindliche Klärung in
kostenrechtlichen Fragen. Für die Gebührenerhebung des
Gerichtsvollziehers haben die Amtsgerichte Gießen (DGVZ
2004, S. 79) und Landsberg/Lech (DGVZ 2003, S. 79) zutref-
fend festgestellt, dass die Gesamtheit aller Teilnehmer einer
WEG als nur ein Gläubiger anzusehen und deshalb für die
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Gebührenberechnung gem. § 3 GvKostG auch nur ein Auftrag
zugrunde zu legen ist. Wenn künftig nur noch die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft als solche im Urteil als Gläubiger
genannt ist, kann es in dieser Frage nicht mehr zu Missver-
ständnissen kommen.

Dasselbe gilt für die vom Gerichtsvollzieher gem. § 788
ZPO zu prüfende Gebühr des Rechtsanwalts für den in Voll-
macht einer WEG erteilten Vollstreckungsauftrag, der keine
Erhöhung gem. 1008 Nr. 1008 VV-RVG auslösen kann, wenn
er für die teilrechtsfähige WEG erteilt wird. Sind gleichwohl
die einzelnen Teilnehmer der WEG im Titel als Gläubiger auf-
geführt, so fällt die Erhöhungsgebühr auch dann nicht an, weil
es sich insoweit nicht um notwendige Kosten der Zwangsvoll-
streckung handelt.

Obergerichtsvollzieher a. D. Theo Seip, Limburg/Lahn

§ 756 ZPO

Der Einwand des Schuldners, die im Zug-um-Zug-Urteil
als Gegenleistung konkret bezeichnete Sache sei mit einem
Mangel behaftet, ist vom Gerichtsvollzieher nicht zu be-
rücksichtigen*).

BGH, Beschl. v. 7. 7. 2005
– I ZB 7/05 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Der Gläubiger betreibt gegen den Schuldner die Zwangsvollstre-
ckung aus einem rechtskräftigen amtsgerichtlichen Endurteil, mit dem
der Schuldner verurteilt wurde, an den Gläubiger 1 480 Euro nebst
Zinsen zu zahlen, Zug um Zug gegen Rückgabe eines im Urteilstenor
näher bezeichneten PKW. Das Fahrzeug wurde dem Schuldner am 22.
April 2004 tatsächlich angeboten. Er lehnte die Rücknahme jedoch ab,
da der PKW fahruntüchtig sei.

In der Folgezeit fanden mehrere erfolglose Mobiliarvollstre-
ckungsversuche gegen den Schuldner statt. Er wurde daraufhin von
dem Gerichtsvollzieher zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung
nach § 807 Abs. 1 Nr. 4, § 900 Abs. 1 ZPO aufgefordert. Dagegen
legte der Schuldner Widerspruch ein mit der Begründung, er befinde
sich nicht im Annahmeverzug, weil ihm das Fahrzeug nicht im
Zustand nachhaltiger Fahrbereitschaft angeboten worden sei. Der Wi-
derspruch wurde zurückgewiesen. Die dagegen gerichtete sofortige
Beschwerde des Schuldners hatte keinen Erfolg.

II. Die gemäß § 574 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 Satz 2 ZPO statt-
hafte und auch im Übrigen zulässige Rechtsbeschwerde ist
unbegründet.

1. Das Beschwerdegericht hat angenommen, für das Voll-
streckungsverfahren sei grundsätzlich nur der Inhalt des Tenors
der vollstreckungsfähigen Entscheidung, gegebenenfalls unter
klarstellender Heranziehung der Entscheidungsgründe, maß-
geblich. In dem im Streitfall zugrunde liegenden Titel sei als
Zug um Zug zu bewirkende Leistung des Gläubigers lediglich
die Rückgabe des anhand der Fahrgestellnummer bezeichneten
PKW ausgeurteilt worden. Ein bestimmter Zustand des Fahr-
zeugs werde weder im Urteilstenor noch in den Entscheidungs-
gründen gefordert. Der Gerichtsvollzieher habe danach nur zu
prüfen, ob die angebotene Gegenleistung richtig, insbesondere
identisch sei. Da dem Schuldner im vorliegenden Fall das rich-
tige Fahrzeug tatsächlich angeboten worden sei, habe der Ge-
richtsvollzieher mit der Zwangsvollstreckung beginnen dürfen.

2. Die Rechtsbeschwerde vertritt demgegenüber die Auf-
fassung, der Gerichtsvollzieher müsse bei einer Zug-um-Zug-
Verurteilung vor Beginn der Zwangsvollstreckung prüfen, ob

die angebotene Leistung mängelfrei sei. Dem kann nicht bei-
getreten werden.

3. Das Beschwerdegericht hat mit Recht angenommen,
dass dem Vollstreckungsschuldner die von dem Gläubiger zu
erbringende Gegenleistung in einer den Voraussetzungen des
§ 756 Abs. 1 ZPO genügenden Weise angeboten worden ist.

a) Nach § 756 Abs. 1 ZPO darf der Gerichtsvollzieher,
wenn die Vollstreckung von einer Zug um Zug zu bewirken-
den Leistung des Gläubigers an den Schuldner abhängt, die
Zwangsvollstreckung nicht beginnen, bevor er dem Schuld-
ner die diesem gebührende Leistung in einer den Verzug der
Annahme begründenden Weise angeboten hat. Die von dem
Gläubiger geschuldete Gegenleistung muss so angeboten
werden, wie sie im Vollstreckungstitel beschrieben ist (vgl.
Musielak/Lackmann, ZPO, 4. Aufl., § 756 Rdn. 4). Bei Un-
klarheiten können gegebenenfalls Tatbestand und Entschei-
dungsgründe des zu vollstreckenden Urteils zur Konkretisie-
rung der von dem Gläubiger geschuldeten Leistung heran-
gezogen werden (vgl. MünchKomm(ZPO)-Heßler, 2. Aufl.,
§ 756 Rdn. 27). Demgemäß ist bei einer Gattungsschuld das
Angebot einer Sache von mittlerer Art und Güte (§ 243
Abs. 1 BGB, § 360 HGB) erforderlich. Ist der zu leistende
Gegenstand – wie im Streitfall – individuell bezeichnet
(Stückschuld), ist dieser dem Vollstreckungsschuldner anzu-
bieten und zu übergeben (MünchKomm(ZPO)-Heßler aaO,
§ 756 Rdn. 27; Zöller/Stöber, ZPO, 25. Aufl., § 756 Rdn. 7;
Musielak/Lackmann aaO, § 756 Rdn. 4).

b) Umstritten ist, ob und in welchem Umfang der Gerichts-
vollzieher von sich aus oder jedenfalls auf eine Beanstandung
des Schuldners hin zu prüfen habe, ob nicht die angebotene,
im Vollstreckungstitel konkret bezeichnete Sache mit erheb-
lichen Mängeln behaftet sei (vgl. MünchKomm(ZPO)-Heßler
aaO, § 756 Rdn. 29 ff.; Zöller/Stöber aaO, § 756 Rdn. 7;
Stein/Jonas/Münzberg, ZPO, 22. Aufl., § 756 Rdn. 22, jeweils
mit umfangreichen Nachweisen zum Meinungsstand).

Für die Frage, in welchem Zustand der von dem Vollstre-
ckungsgläubiger zu leistende Gegenstand dem Vollstre-
ckungsschuldner zu übergeben ist, ist in erster Linie der Voll-
streckungstitel maßgeblich. Sofern der Titel oder Tatbestand
und Entscheidungsgründe des zu vollstreckenden Urteils kei-
ne gesonderten Angaben zur Beschaffenheit der von dem
Gläubiger zu erbringenden Gegenleistung enthalten, kommt
es nur darauf an, dass der angebotene mit dem bezeichneten
Gegenstand identisch ist. Die Prüfungskompetenz des Voll-
streckungsorgans wird nach dem Grundsatz der Formalisie-
rung der Zwangsvollstreckung durch den Titelinhalt begrenzt.
Enthält der Titel nur die Angabe, dass ein individueller Ge-
genstand anzubieten ist, ist nur die Identität zu prüfen (vgl.
Musielak/Lackmann aaO, § 756 Rdn. 4; Stein/Jonas/Münz-
berg aaO, § 756 Rdn. 22; Schuschke/Walker, Vollstreckung
und vorläufiger Rechtsschutz, 2. Aufl., § 756 Rdn. 6). Daher
ist die Vollstreckung durchzuführen, wenn die im Titel ein-
deutig genannte Sache angeboten wird.

Die Rüge des Schuldners, der angebotene Gegenstand habe
sich seit der Übergabe an den Gläubiger derart verschlechtert,
dass er ihn nicht mehr annehmen müsse, hat der Gerichts-
vollzieher nur zu berücksichtigen, wenn die Mängel zu einer
Identitätsänderung der angebotenen Sache geführt haben. Im
Übrigen muss der Schuldner seine Einwendungen im Wege
einer Vollstreckungsabwehrklage nach § 767 ZPO geltend
machen (vgl. OLG Stuttgart DGVZ 1991, 8 f.; LG Hamburg
DGVZ 1984, 10; LG Rottweil DGVZ 1990, 171 f.; LG Karls-
ruhe DGVZ 1998, 27; Musielak/Lackmann aaO, § 756 Rdn. 4;
Stein/Jonas/Münzberg aaO, § 756 Rdn. 22; Schuschke/Walker
aaO, § 756 Rdn. 6; Putzo in: Thomas/Putzo, ZPO, 26. Aufl.,*) amtlicher Leitsatz
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§ 756 Rdn. 8; Wieczorek/Schütze/Salzmann, ZPO, 3. Aufl.,
§ 756 Rdn. 12; a. A. LG Bonn DGVZ 1983, 187, 188; LG
Hannover DGVZ 1984, 152; LG Neuruppin NJW-RR 2004,
854; vgl. auch Zöller/Stöber aaO, § 756 Rdn. 7; Münch-
Komm(ZPO)-Heßler aaO, § 756 Rdn. 12, 29).

c) Nach den Feststellungen des Beschwerdegerichts ist
der Schuldner in dem der Vollstreckung zugrunde liegenden
Urteil zur Zahlung von 1 480 Euro nebst Zinsen verurteilt
worden, Zug um Zug gegen Rückgabe lediglich eines an-
hand der Fahrgestellnummer zu individualisierenden PKWs.
Diesen Gegenstand hat der Gläubiger dem Schuldner am
22. April 2004 tatsächlich angeboten. Ein bestimmter Zu-
stand des Fahrzeugs wird weder im Urteilstenor noch in den
Entscheidungsgründen gefordert. Auf dieser Tatsachengrund-
lage kann entgegen der Ansicht der Rechtsbeschwerde nicht
angenommen werden, dass der von dem Vollstreckungsgläu-
biger an den Schuldner zurückzugebende PKW fahrbereit
sein muss. Eine solche Annahme lässt sich auch nicht auf-
grund einer Auslegung des in Rede stehenden Vollstre-
ckungstitels gewinnen, da es hierfür – wie das Beschwerde-
gericht unangegriffen festgestellt hat – an konkreten Anhalts-
punkten fehlt.

Art. 33 GG; §§ 49 Abs. 3 BBesG; 47 VwGO; GVEntschVO
2002 Niedersachsen

Die Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Ab-
geltung der Bürokosten im Gerichtsvollzieherdienst vom
12. August 2002 (Nds.GVBl. S. 362) verstößt nicht gegen
höherrangiges Recht (im Anschluss an BVerwG, Urt. v.
19. 8. 2004 – 2 C 41.03 –*).

OVG Lüneburg, Urteil v. 7. 7. 2005
– 5 KN 239/03 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I.

Der Antragsteller ist als Gerichtsvollzieher im Geschäfts-
bereich des Niedersächsischen Justizministeriums beim Amts-
gericht D. vollzeitbeschäftigt tätig. 

Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollzieher sind Be-
amtinnen und Beamte des mittleren Justizdienstes in einer
Sonderlaufbahn, welche die Ämter der Besoldungsgruppe A 8
(Eingangsamt), A 9 sowie A 9 + Amtszulage umfasst. Ihr
Dienstverhältnis weist die Besonderheit auf, das sie auf eigene
Kosten ein Geschäftszimmer einzurichten und zu unterhalten
haben (§ 46 GVO). Neben den Dienstbezügen aus dem ihnen
übertragenen Amt erhalten sie eine Vergütung nach der Ver-
ordnung über die Vergütung für Beamte im Vollstreckungs-
dienst (Vollstreckungsvergütungsverordnung – VollStrVergV
–) vom 8. Juli 1976 in der Fassung der Bekanntmachung vom
6. Januar 2003 (BGBl. I S. 8), und zwar gemäß § 1 Abs. 2
VollStrVergV 15 vom Hundert der durch den Beamten für die
Erledigung der Aufträge vereinnahmten Gebühren, und eine
Bürokostenentschädigung nach der gemäß den Ermächtigun-
gen in § 49 Abs. 3 BBesG durch das Niedersächsische Justiz-
ministerium im Einvernehmen mit dem Niedersächsischen Fi-
nanzministerium erlassenen Verordnung zur Abgeltung der
Bürokosten im Gerichtsvollzieherdienst vom 1. Dezember
1998 (Nds.GVBl. S. 703), geändert durch die vom Antragstel-
ler angegriffene Verordnung vom 12. August 2002 (Nds.GV-
Bl. S. 362) – GVEntschVO –. Die Entschädigungsregelung
beruht auf einem zwischen den Landesjustizverwaltungen und

der Finanzministerkonferenz vereinbarten bundeseinheitli-
chen Entschädigungsmodell. 

Mit der angegriffenen Verordnung wurden für das Jahr
2001 der Gebührenanteil, der den Gerichtsvollziehern als Bü-
rokostenentschädigung zusteht, auf 67,91 vom Hundert (§ 2
Abs. 2 Satz 3) und der Jahreshöchstbetrag, bis zu dem der
Gebührenanteil voll und darüber hinaus zu 50 vom Hundert
des Mehrbetrages zusteht, in § 3 Abs. 2 Satz 1 GVEntschVO
auf 58 348,– DM (29 832,86 Euro) festgesetzt. Auf der Grund-
lage dieser Verordnung setzte der Direktor des Amtsgerichts
Bad Iburg die dem Antragsteller für das Jahr 2001 zustehende
Bürokostenentschädigung fest. Über die vom Antragsteller
hiergegen erhobene Klage ist bisher nicht entschieden worden. 

Mit seinem am 1. Juli 2003 gestellten Normenkontrollan-
trag wendet sich der Antragsteller gegen die Verordnung zur
Änderung der Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten im
Gerichtsvollzieherdienst vom 12. August 2002 (Nds.GVBl.
S. 362) und trägt zur Begründung vor: Der Normenkontrollan-
trag sei zulässig und begründet. Die angegriffene Verordnung
verstoße gegen den aus § 49 Abs. 3 BBesG abzuleitenden
Grundsatz einer dem Gerichtsvollzieher als „verbeamteten
Zwangsunternehmer“ zustehenden großzügigen Deckung der
typischerweise für ein angemessenes Gerichtsvollzieherbüro
betriebswirtschaftlich sachgerecht anfallenden Kosten. Es sei
davon auszugehen, dass die angegriffene Verordnung noch
nicht einmal dazu geeignet sei sicherzustellen, dass – wie aus
dem Alimentationsgrundsatz folge – die tatsächlich bei Ge-
richtsvollziehern im Geltungsbereich der Verordnung regel-
mäßig anfallenden Kosten in jedem Fall abgedeckt werden. Im
Übrigen verstoße die Verordnung im Hinblick auf die ihr zu-
grunde liegende unzulässige Typisierung und Pauschalierung
in jedem Fall gegen den aus dem allgemeinen (Art. 3 Abs. 1
GG) wie für den Bereich des Beamtenrechts spezialgesetzlich
als Teil der hergebrachten Grundsätze des Beamtentums
(Art. 33 Abs. 5 GG) geregelten Gleichheitsgrundsatz. Im
Hinblick auf das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom
19. August 2004 – 2 C 41.03 – könne nicht mehr daran festge-
halten werden, dass es für die Bemessung der Bürokostenent-
schädigung der Gerichtsvollzieher auf den objektiven Bedarf
eines ordnungsgemäß ausgestatteten Gerichtsvollzieherbüros
ankomme. Maßgebend sei vielmehr, ob der Antragsgegner die
anfallenden notwendigen Sach- und Personalkosten realitäts-
nah festgesetzt hat. Er müsse den jährlichen Sach- und Perso-
nalkostenaufwand aktuell und realitätsnah ermittelt und die
Balance zwischen „Auskömmlichkeit“ und „Realitätsnähe“
im Lichte der verfassungsrechtlichen und einfachrechtlichen
Vorgaben (Art. 33 Abs. 5, 20 Abs. 3 GG, § 49 Abs. 3 BBesG)
hergestellt haben. Der Verordnungsgeber müsse die Richtig-
keit der Festsetzung der Bürokostenentschädigung anhand
repräsentativer, sachlich richtiger und aktueller Erhebungen
belegen und unter Kontrolle halten. Sachlich richtig sei die
Ermittlung der abzugeltenden Bürokosten nur dann, wenn der
Antragsgegner – wie vom Bundesverwaltungsgericht gefor-
dert – der innerhalb der Stichprobe aufgetretenen Varianz
durch entsprechende Bereinigungen Rechnung getragen, ins-
besondere bei den Personalkosten, aber auch bei sonstigen
signifikanten Unterschieden innerhalb der Vergleichsgruppe
(regionale Unterschiede, Varianz aufgrund inhomogener
Schuldnerstruktur, Sondererschwernisse und Bezirkszuschnitt
etc.) im Rahmen der Durchführung und Auswertung der Erhe-
bung in der gebotenen Weise Korrekturen vorgenommen hat.
Aus den bei allen von seinen – des Antragstellers – Prozessbe-
vollmächtigten vertretenen Gerichtsvollziehern erhobenen
und durch die Diplompolitologin E. ausgewerteten empiri-
schen Daten („E.-Studie“) ergebe sich, dass der Jahreshöchst-
betrag des § 3 Abs. 2 Satz 1 der angegriffenen GVEntschVO
mit 58 348,00 DM (29 832,86 Euro) zu gering bemessen sei.*) amtlicher Leitsatz
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Außerdem verstoße die angegriffene Änderungsverordnung
gegen das Jährlichkeitsprinzip und damit gegen den Grundsatz
der Selbstbindung der Verwaltung sowie das rechtsstaatliche
Rückwirkungsverbot. Schließlich führe die Anwendung der
angegriffenen Verordnung zu einer mittelbaren Diskriminie-
rung von teilzeitbeschäftigten Gerichtsvollziehern und versto-
ße damit gegen Gemeinschaftsrecht (Art. 141 EGV i. V. m.
Richtlinie 75/117/EWG-ABlEG Nr. L 045 v. 19. 2. 1975,
S. 19 f., und die Richtlinie 97/81/EG des Rates v. 15. 12. 1997).

Der Antragsteller beantragt, Art. 1 und 2 der Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten-
entschädigung im Gerichtsvollzieherdienst vom 12. August
2002 (Nds.GVBl. S. 362) für nichtig zu erklären, hilfsweise,
festzustellen, dass Art. 1 der Verordnung zur Änderung der
Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten im Gerichtsvoll-
zieherdienst vom 12. August 2002 wegen Verstoßes gegen
Art. 141 EGV i. V. m. Art. 1 der Richtlinie 75/117/EWG des
Rates vom 10. Februar 1975 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedsstaaten über die Anwendung des
Grundsatzes gleichen Entgeltes für Männer und Frauen sowie
wegen Verstoßes gegen die Richtlinie 97/81/EG des Rates
vom 15. Dezember 1997 zu der von UNICE, CEEP und EGW
geschlossenen Rahmenvereinbarung über Teilzeitarbeit nicht
anwendbar ist.

Der Antragsgegner beantragt, den Antrag zurückzuweisen.

Er hält die angegriffene Verordnung für rechtmäßig. Sie
verstoße weder gegen § 49 Abs. 3 BBesG noch gegen das Ge-
bot der amtsangemessenen Alimentation aus Art. 33 Abs. 5
GG. Die Bürokostenentschädigung habe nicht einen alimenta-
tiven Charakter und gewähre auch nicht einen Anspruch auf
einen „Unternehmergewinn“ in der Weise, dass sie so bemes-
sen sein müsse, dass sie auch eine Mehrarbeit des Gerichts-
vollziehers sowie eine eventuelle unentgeltliche Mitarbeit von
Familienangehörigen des Gerichtsvollziehers abgelte.

Die vom Antragsteller vorgetragenen Zweifel hinsichtlich
der methodischen Durchführung der Festsetzung der Bürokos-
tenentschädigung seien nicht begründet. Sollten im Einzelfall
ein – oder auch mehrere – Gerichtsvollzieher nachweisen kön-
nen, dass die ihnen entstehenden notwendigen Bürokosten
nicht abgedeckt seien, führe dies aufgrund der zulässigen Pau-
schalierung und Typisierung nicht zur Rechtswidrigkeit der
GVEntschVO. Es liege gerade in der Rechtsnatur einer Pau-
schalierung, dass es im Einzelfall zu einer Unterdeckung oder
auch zu einer Übererstattung kommen könne. Den betroffenen
Gerichtsvollziehern stehe zudem die Möglichkeit offen, gemäß
§ 3 Abs. 7 GVEntschVO aufgrund der Umstände des Einzel-
falles eine höhere Bürokostenentschädigung zu beantragen.

Die niedersächsischen Gerichtsvollzieher seien nicht ge-
zwungen, eigene Mittel für die Einrichtung und den Betrieb
des Gerichtsvollzieherbüros einzusetzen. Im Jahre 2000 habe
der Arbeitskreis für Besoldungsfragen eine Arbeitsgruppe
„Bürokostenentschädigung der Gerichtsvollzieher“ mit einer
Erhebung der tatsächlichen Bürokosten beauftragt. Die Ar-
beitsgruppe habe sich aus Besoldungs- und Justizfachleuten
aus Bayern, Baden-Württemberg, Sachsen, Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Bremen und Branden-
burg zusammengesetzt und sei von Vertretern der Rechnungs-
höfe Baden-Württembergs und Nordrhein-Westfalens beraten
worden. Die Auswertung der Ergebnisse im Bund habe erge-
ben, dass bei einer durchschnittlichen Belastung von 154 Pro-
zent die durchschnittlichen tatsächlichen Personalkosten
16 135,– DM, die durchschnittlichen tatsächlichen Sachkosten
16 507,– DM und damit die durchschnittlichen tatsächlichen
Gesamtkosten 32 642,– DM betragen. Das ergebe einen Jah-
reskostenbetrag von 23 725,– DM. Als Konsequenz aus dieser

Erhebung hätten die Finanzministerkonferenz am 14. Februar
2002 und die Justizministerkonferenz in der Sitzung vom 10.
bis 12. Juni 2002 beschlossen, den Jahreskostenbetrag 2001
nicht fortzuschreiben, sondern bei 47 652,– DM zu belassen
und ihn erst für das Jahr 2002 – ebenfalls ohne Fortschreibung
– um 8 000,– DM auf 39 652,– DM (= 20 274,– Euro) abzu-
senken. Damit sei das Entschädigungsmodell in zulässiger
Weise modifiziert worden, weil der Jahreskostenbetrag auch
ohne Fortschreibung und nach Absenkung ausreiche, um die
Kosten eines angemessen eingerichteten und ordnungsgemäß
geführten Gerichtsvollzieherbüros zu decken. Dieses Ergebnis
sei auch durch eine im Rahmen einer Organisationsuntersu-
chung des Bürobetriebs der Gerichtsvollzieher in Niedersach-
sen durchgeführte Erhebung zum tatsächlichen Einsatz und
zur tatsächlichen Vergütung von Hilfskräften im Herbst 2001
und Frühjahr 2002 bestätigt worden. Die Beschäftigung einer
familienfremden Hilfskraft mit halber Arbeitskraft und einer
Vergütung entsprechend VI b/VII BAT stelle einen absoluten
Ausnahmefall dar. Vielmehr würden überwiegend Familien-
angehörige mit einer geringeren Stundenzahl und wesentlich
niedrigerer Vergütung (zum Teil auch ohne Vergütung) be-
schäftigt, obwohl die volle Bürokostenentschädigung gewährt
werde. Demgegenüber seien die vom Antragsteller vorgeleg-
ten Unterlagen, die auf Erhebungen einzelner weniger Ge-
richtsvollzieher basieren („E.-Studie“), und die entsprechen-
den Ausführungen hierzu nicht als Beleg dafür geeignet, dass
die auf der Grundlage der angegriffenen Verordnung gewährte
Bürokostenentschädigung für die einem durchschnittlichen
Gerichtsvollzieher entstehenden Bürokosten nicht ausrei-
chend seien. Die E.-Studie gehe von falschen Voraussetzun-
gen aus, so dass die dortigen Erhebungen und deren Auswer-
tungen nicht als realistische Ermittlung der einem
Gerichtsvollzieher typischerweise entstehenden Bürokosten
akzeptiert werden könnten. Da die Bürokostenentschädigung
eine reine Aufwandsentschädigung sei, könnten nur die tat-
sächlich verauslagten Kosten und nicht die in der Studie erho-
benen „an der erlaubten Ausstattung und den marktüblichen
Kosten“ bemessenen Aufwendungen berücksichtigt werden.
Selbst wenn man über diese Bedenken hinwegsähe, ergebe
sich auch ohne Vornahme der erforderlichen Korrektur der in
die Studie eingeflossenen fiktiven und kalkulatorischen An-
sätze aus dem Vorbringen des Antragstellers, dass die gewähr-
te Bürokostenentschädigung auskömmlich sei und sogar über
dem in der E.-Studie ermittelten Bedarf liege. Entgegen der
Auffassung des Antragstellers sei die GVEntschVO nicht zu
spät erlassen. Sie verstoße weder gegen das Jährlichkeits-
noch gegen das Rechtsstaatsprinzip. Der vom Antragsteller
gerügte Verstoß gegen europarechtliche Vorschriften über die
Teilzeitarbeit führe nicht zur Nichtigkeit der GVEntschVO.
Unabhängig von der Frage, ob die genannten Richtlinien auf
die Bürokostenentschädigung der Gerichtsvollzieher über-
haupt anwendbar seien, folge dies bereits aus § 47 Abs. 2
Satz 1 VwGO, wonach der Normenkontrollantrag zwei Jahre
nach Bekanntmachung der Rechtsvorschrift zu stellen sei.
Diese Frist sei in Bezug auf die gerügten Verstöße gegen EU-
Recht versäumt. 

In der mündlichen Verhandlung hat der Antragsteller fol-
gende Beweisanträge gestellt:

1. Zum Nachweis der Tatsache, dass der Antragsgegner im
Zuge der Bürokostenerhebung 2001 die tatsächlich im maßge-
benden Abrechnungsjahr anfallenden Sach- und Personalkosten
(Bürokosten) der niedersächsischen Gerichtsvollzieher nicht
aktuell sachlich richtig und repräsentativ ermittelt hat, dem An-
tragsgegner aufzugeben, die vollständigen (zumindest nieder-
sächsischen) Datensätze der durchgeführten Bürokostenerhe-
bung vorzulegen und auf der Grundlage dieser Daten ein sekun-
där analytisches Sachverständigengutachten einzuholen;
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2. zum Nachweis der Tatsache, dass aufgrund einer signi-
fikanten Varianz bei den Personal- und Sachkosten der nieder-
sächsischen Gerichtsvollzieher im Rahmen der statistischen
Auswertung der Erhebungsbefunde Bereinigungen vorzuneh-
men waren, die vorliegend unterblieben sind, auf der Grund-
lage der vom Antragsgegner vorzulegenden vollständigen
Datensätze ein Sachverständigengutachten einzuholen;

3. zum Nachweis der Tatsache, dass der Antragsgegner im
Rahmen seiner Erhebung die arbeitnehmergleiche Beschäfti-
gung von Angehörigen, die ohne oder gegen nicht marktübli-
ches Entgelt erfolgte, bei der Auswertung seiner Erhebung
nicht außer Betracht gelassen hat, Beweis zu erheben durch
Beiziehung der vollständigen Datensätze der Erhebung und
aussagekräftiger Auswertungsprotokolle und auf der Basis des
so ermittelten Sachverhaltes ein Sachverständigengutachten
(nach Auswahl des Gerichtes) einzuholen;

4. zur Feststellung der Tatsache, dass der zur Ermittlung
des jährlichen Durchschnittspensums verwendete sogenannte
„F. Pensenschlüssel“ aufgrund der Veränderungen der letzten
Jahre (Änderungen des Aufgabenspektrums etc.) ungeeignet
ist, für die maßgebenden Abrechnungsjahre einen hinreichen-
den Zusammenhang zwischen den anfallenden Erledigungen
und der tatsächlichen zeitlichen Belastung herzustellen, ein
Sachverständigengutachten einzuholen.

Der Senat hat die Beweisanträge in der mündlichen Ver-
handlung unter Mitteilung der hierfür maßgeblichen Gründe
abgelehnt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Be-
teiligten wird auf die gewechselten Schriftsätze und wegen des
Sachverhalts im Übrigen auf den Inhalt der Gerichtsakten und
der Verwaltungsvorgänge des Antragsgegners (Beiakten A bis
Z und Z 1 bis Z 14) Bezug genommen. 

II.

Der Normenkontrollantrag ist zulässig, aber nicht begrün-
det.

Zutreffend gehen die Beteiligten davon aus, dass der Nor-
menkontrollantrag – abgesehen von dem mit dem Hilfsantrag
gerügten Verstoß gegen europarechtliche Bestimmungen – zu-
lässig ist. Bei der von dem Antragsteller angegriffenen Ver-
ordnung zur Änderung der Verordnung zur Abgeltung der Bü-
rokosten im Gerichtsvollzieherdienst vom 12. August 2002
(Nds.GVBl. S. 362) – GVEntschVO – handelt es sich um eine
im Rang unter dem Landesgesetz stehende Rechtsvorschrift
im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO, über deren Gültigkeit
gemäß § 7 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes zur
Verwaltungsgerichtsordnung das Oberverwaltungsgericht
nach Maßgabe des § 47 VwGO entscheidet. Als Gerichtsvoll-
zieher und Beamter des Antragsgegners ist der Antragsteller,
der von den Regelungen der Verordnung über den den Ge-
richtsvollziehern als Bürokostenentschädigung zustehenden
Gebührenanteil und über den Jahreshöchstbetrag betroffen ist,
antragsbefugt. Eine Verletzung der Rechte des Antragstellers
gemäß § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO, insbesondere seines ver-
fassungsrechtlich geschützten Rechtes auf amtsangemessene
Alimentation (Art. 33 Abs. 5 GG) bzw. dessen einfachgesetz-
licher Ausprägung (§ 49 Abs. 3 BBesG) erscheint, was zur
Zulässigkeit des Antrags ausreicht, möglich (vgl. BVerwG,
Urt. v. 4. 7. 2002 – 2 C 13.01 –, NVwZ 2002, 1505 (1506)).
Was den Gebührenanteil und den Jahreshöchstbetrag angeht,
ist der Normenkontrollantrag auch innerhalb der Frist des § 47
Abs. 2 Satz 1 VwGO von zwei Jahren nach Bekanntmachung
der Rechtsvorschrift gestellt worden.

Nicht innerhalb der Frist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO ge-
stellt ist der Antrag, soweit mit ihm hilfsweise die Feststel-

lung begehrt wird, dass Art. 1 GVEntschVO vom 12. August
2002 (Nds.GVBl. S. 362) wegen Verstoßes gegen Art. 141
EGV i. V. m. Art. 1 der Richtlinie 75/117/EWG des Rates
vom 10. Februar 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedsstaaten über die Anwendung des Grundsat-
zes gleichen Entgeltes für Männer und Frauen sowie gegen
die Richtlinie 97/81/EG des Rates vom 15. Dezember 1997 zu
der von UNICEF, CEEP und EGB geschlossenen Rahmen-
vereinbarung über Teilzeitarbeit nicht anwendbar ist. Die
Grundzüge über die Abgeltung der Bürokosten im Gerichts-
vollzieherdienst sind bereits in der Verordnung vom 1. De-
zember 1998 (Nds.GVBl. S. 703) geregelt. Das trifft insbe-
sondere auf die Vorschrift des § 3 Abs. 5 der Verordnung
vom 1. Dezember 1998 zu, nach der bei Teilzeitbeschäftigung
oder ermäßigter Arbeitszeit die Höchstbeträge nach Absatz 2
Satz 1 und Absatz 3 sowie der Erhöhungsbetrag nach Absatz
4 in Anlehnung an § 6 des Bundesbesoldungsgesetzes in glei-
chem Verhältnis wie die Arbeitszeit zu verringern sind. Diese
1998 in Kraft getretene Regelung, die der Antragsteller für
unvereinbar mit den genannten, die Teilzeitarbeit betref-
fenden europarechtlichen Bestimmungen hält, gilt seit ihrem
In-Kraft-Treten (1998) unabhängig von Art. 1 GVEntschVO
vom 12. August 2002 (Nds.GVBl. S. 362), den der Antrag-
steller, der im Übrigen als vollzeitbeschäftigter Gerichtsvoll-
zieher von § 3 Abs. 5 GVEntschVO 1998 nicht betroffen ist,
zum Gegenstand seines hilfsweise gestellten Normenkontroll-
antrages gemacht hat. Weder die GVEntschVO vom 12. Au-
gust 2002 noch die Verordnung vom 21. August 2003 enthält
eine Änderung des § 3 Abs. 5 GVEntschVO 1998. Die Ver-
ordnung vom 1. Dezember 1998 ist am 18. Dezember 1998
bekannt gegeben worden. Die Antragsfrist ist also bereits am
18. Dezember 2000 abgelaufen gewesen. Durch die genann-
ten Änderungsverordnungen ist diese Frist auch nicht erneut
in Gang gesetzt worden, weil § 3 Abs. 5 GVEntschVO in kei-
ner Weise verändert worden ist (vgl. OVG Lüneburg, Beschl.
v. 24. 11. 2003 – 2 MN 334/03 –, Nds. Rpfl. 2004, 111).

Ist mithin der Hilfsantrag des Antragstellers wegen Ver-
säumung der Frist des § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO unzulässig,
ist in dem vorliegenden Normenkontrollverfahren für eine
sachliche Entscheidung über diesen Hilfsantrag oder die ange-
regte Vorlage der in dem Hilfsantrag gestellten Frage an den
Europäischen Gerichtshof kein Raum. 

Der im Übrigen zulässige Normenkontrollantrag (Haupt-
antrag) ist nicht begründet. Die Verordnung zur Änderung der
Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten im Gerichtsvoll-
zieherdienst vom 12. August 2002 (Nds.GVBl. S. 362) ist
rechtmäßig. 

Entgegen der Auffassung des Antragstellers verstoßen die
Regelungen der angegriffenen Verordnung über den Gebüh-
renanteil und den Jahreshöchstbetrag weder gegen § 49 Abs. 3
BBesG noch gegen das Gebot der amtsangemessenen Alimen-
tation aus Art. 33 Abs. 5 GG. § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG er-
mächtigt die Landesregierungen, durch Rechtsverordnung die
Abgeltung der den Gerichtsvollziehern für die Verpflichtung
zur Errichtung und Unterhaltung eines Büros entstehenden
Kosten zu regeln. Von dieser Ermächtigung hat der Antrags-
gegner in Übereinstimmung mit § 49 Abs. 3 Satz 2 BBesG
durch die Verordnung zur Abgeltung der Bürokosten im
Gerichtsvollzieherdienst vom 1. Dezember 1998 (Nds.GVBl.
S. 703), geändert durch die hier vom Antragsteller angegriffe-
ne Verordnung vom 12. August 2002 (Nds.GVBl. S. 362), Ge-
brauch gemacht. Wie das Bundesverwaltungsgericht in sei-
nem Urteil vom 19. August 2004 (– 2 C 41.03 –, NVwZ-RR
2005, 214 = DGVZ 2005, 7), zu einer entsprechenden Rege-
lung in Bayern ausgeführt hat, enthält § 49 Abs. 3 Satz 1
BBesG nicht nur eine bloße Ermächtigung zum Erlass einer
Abgeltungsregelung, sondern verpflichtet den Dienstherrn zu-



158 DGVZ 2005, Nr. 10

gleich zum regelmäßigen Ersatz der angefallenen Bürokosten,
was aus dem verfassungsrechtlichen Gebot amtsangemessener
Alimentation (Art. 33 Abs. 5 GG) folge. Den Gerichtsvollzie-
hern solle nicht zugemutet werden, Kosten selbst zu überneh-
men, die ihnen zwangsläufig aufgrund dienstlicher Verpflich-
tungen entstehen und die andere Beamte gleichen Amtes nicht
zu tragen haben. Deshalb sei die Entschädigung an den anfal-
lenden notwendigen Sach- und Personalkosten auszurichten
und realitätsnah festzusetzen, wobei der Dienstherr zur Pau-
schalierung und Typisierung, im Falle gravierender regionaler
Unterschiede auch zu Staffelungen befugt oder gar ver-
pflichtet sei. Ein bestimmtes Entschädigungsmodell sehe § 49
Abs. 3 Satz 1 BBesG nicht vor, wie aus Wortlaut, systemati-
scher Stellung, Sinn und Zweck sowie der Entstehungsge-
schichte des § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG folge. Das Bundes-
verwaltungsgericht hat in seinem Urteil, dem der erkennende
Senat sich anschließt, weiter ausgeführt: 

„Der Zweck der Vorschrift besteht – wie der Senat bereits
im Urteil vom 4. Juli 2002 (– BVerwG 2 C 13.01 –, Buchholz
240 § 49 BBesG, Nr. 2), ausgeführt hat – nicht darin, den Ge-
richtsvollziehern zusätzliche Alimentation zu gewähren, son-
dern darin, eine landesrechtliche Aufwandsentschädigung zu
ermöglichen, um die Beamten nicht mit Kosten zu belasten,
die ihnen aufgrund dienstlicher Verpflichtungen effektiv ent-
stehen und die sie aus ihrer Alimentation zu bestreiten hätten.

Auch die Entstehungsgeschichte der Vorschrift spricht für
die Annahme einer Aufwandsentschädigung und gegen die
Annahme einer zusätzlichen Alimentation. Da einem typisie-
rend und pauschalierend ermittelten Kostenaufwand nicht
zwingend ein gleich hoher tatsächlicher Aufwand gegenüber-
steht und es im Fall eines im Vergleich zur Abgeltung gerin-
geren tatsächlichen Aufwandes zu einem steuerpflichtigen
Einkommen des Gerichtsvollziehers kommen würde, sollte
mit § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG eine im Verhältnis zu § 17
BBesG speziellere Vorschrift geschaffen werden, die den
rechtlichen Tatbestand einer Aufwandsentschädigung klar-
stellt (vgl. Bericht des Innenausschusses zum Vierten Bun-
desbesoldungserhöhungsgesetz vom 26. Mai 1975, BT-
Drucks. 7/3689, Teil A, Art. IV Nr. 1 a).

Die den Gerichtsvollziehern entstehenden Kosten sind
nach § 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG in dem Umfang typisierend
und pauschalierend abzugelten, in dem sie durch die Einrich-
tung und Unterhaltung eines Büros entstehen. Nach der bun-
deseinheitlich gefassten Gerichtsvollzieherordnung – GVO –
darf der Gerichtsvollzieher seinen Geschäftsbetrieb zwar nach
eigenem Ermessen gestalten, soweit hierüber keine besonde-
ren Bestimmungen bestehen (§ 45 Abs. 1 GVO), er muss aber
jedenfalls an seinem Amtssitz ein Geschäftszimmer unter-
halten, dessen Ausstattung im Einzelnen in § 46 Abs. 3 GVO
geregelt ist. Nach § 49 Abs. 1 GVO ist er verpflichtet, Büro-
und Schreibhilfen zu beschäftigen, soweit es der Geschäftsbe-
trieb erfordert. An den Kosten dieses Einsatzes von Hilfskräf-
ten hat sich die Abgeltung realitätsnah zu orientieren. 

Bundesrechtlich ist kein bestimmtes Entschädigungsmo-
dell vorgeschrieben. Der Verordnungsgeber ist in den be-
schriebenen Grenzen frei. Er darf pauschalieren, typisieren
und regional staffeln. Er muss sich aber, da er lediglich zum
Kostenersatz verpflichtet ist, realitätsnah an den tatsächlich
entstehenden Kosten orientieren. Dies verbietet es, auf einen –
wie immer definierten – für erforderlich gehaltenen Bedarf ab-
zustellen. Denn der Ersatz eines fiktiven Aufwandes ist keine
Abgeltung eines tatsächlich entstehenden Aufwandes. Daher
ist der Rechtssatz des Berufungsgerichts, ein idealtypisches,
ordentlich organisiertes, an den Grundsätzen der Sparsamkeit
und Wirtschaftlichkeit ausgerichtetes Gerichtsvollzieherbüro
benötige eine halbtagsbeschäftigte Bürohilfskraft, nicht mit
§ 49 Abs. 3 Satz 1 BBesG vereinbar. Bereits der gedankliche

Ausgangspunkt des Berufungsgerichts, einen fiktiven Perso-
nalkostenaufwand zugrunde zu legen, um die „Selbstausbeu-
tung der Gerichtsvollzieher und ihrer mitarbeitenden Famili-
enangehörigen“ zu verhindern, ist unzutreffend. Es mag zwar
sein, dass Gerichtsvollzieher trotz Erforderlichkeit keine Bü-
rohilfskraft beschäftigen, sondern die Büroarbeit selbst erledi-
gen oder sich von Familienangehörigen unentgeltlich unter-
stützen lassen. Richtig ist auch, dass dieser Umstand wegen
der anzustellenden typisierenden und pauschalierenden
Durchschnittsberechnung statistisch zu einem geringeren Auf-
wand führt. Beschäftigt der Gerichtsvollzieher jedoch eine
Bürohilfskraft oder – gegen vertraglich vereinbartes Entgelt –
einen Familienangehörigen, so erhöht sich zwangsläufig der
vom Beklagten realitätsnah zu ermittelnde durchschnittliche
Kostenaufwand. Die vom Berufungsgericht beabsichtigte Ge-
gensteuerung zu der unterstellten Fehlentwicklung mit Hilfe
fiktiver Personalkosten ist daher nicht geboten.

Andererseits darf die grundsätzlich zulässige Kompensa-
tion von Sach- und Personalaufwand nicht dazu führen, dass
ein vom Beklagten zu niedrig bemessener Sachkostenersatz
durch unentgeltliche Büroarbeit des Gerichtsvollziehers oder
seiner Angehörigen – faktisch – ausgeglichen werden muss.
Der Dienstherr ist vielmehr gehalten, den jährlichen Sach- und
Personalkostenaufwand aktuell und realitätsnah zu ermitteln.
Typisiert und pauschaliert er anhand eines landesweit oder gar
bundesweit einheitlich ermittelten Aufwandes, wird er dieser
Verpflichtung nur gerecht, wenn keine wesentlichen regio-
nalen Unterschiede (z. B. Stadt-Land-Gefälle) zur Differen-
zierung zwingen. Eine arbeitnehmergleiche Beschäftigung
von Angehörigen, die ohne Entgelt und ohne die Entrichtung
von Sozialbeiträgen erfolgt, hat er, da es sich um ein Umge-
hungsgeschäft handelt, bei der Auswertung seiner Erhebungen
außer Betracht zu lassen.“

Diesen Anforderungen wird die angegriffene Verordnung
gerecht. Die auf ihrer Grundlage berechnete Bürokostenent-
schädigung entspricht dem mit der Ermächtigung des § 49
Abs. 3 Satz 1 BBesG zur Regelung einer Kostenabgeltung
verfolgten Zweck, dass ein Gerichtsvollzieher nicht mit Kos-
ten belastet wird, die ihm aufgrund dienstlicher Verpflichtun-
gen effektiv entstehen und die er sonst aus seiner Alimentation
zu bestreiten hätte. Ein bestimmtes Entschädigungsmodell ist
durch § 49 Abs. 3 BBesG nicht vorgeschrieben. Pauschalie-
rungen und Typisierungen sind zulässig. Selbst wenn der An-
tragsteller – wozu er sich allerdings nach seiner in der münd-
lichen Verhandlung abgegebenen Erklärung nicht in der Lage
sieht – nachweisen könnte, dass die ihm entstehenden notwen-
digen Bürokosten nicht abgedeckt werden, führte dies auf-
grund der zulässigen Pauschalierung und Typisierung nicht
zur Rechtswidrigkeit der GVEntschVO. Es liegt gerade in der
Rechtsnatur einer Pauschalierung, dass es im Einzelfall zu ei-
ner Unterdeckung oder auch zu einer Übererstattung kommen
kann. Gemäß § 3 Abs. 7 GVEntschVO steht den betroffenen
Gerichtsvollziehern zudem die Möglichkeit offen, aufgrund
der Umstände des Einzelfalles eine höhere Bürokostenent-
schädigung zu beantragen. Allerdings ist nach den vorstehend
wiedergegebenen Grundsätzen der Verordnungsgeber gehal-
ten, den jährlichen Sach- und Personalkostenaufwand aktuell
und realitätsnah zu ermitteln und verpflichtet, zur Differenzie-
rung zwingende, wesentliche Unterschiede (z. B. Stadt-Land-
Gefälle) zu berücksichtigen, wenn anhand eines landes- oder
gar bundesweit einheitlich ermittelten Aufwands pauschaliert
wird. Maßgeblich für die Feststellung des Aufwandes ist
grundsätzlich der Geltungsbereich der Verordnung, in dem
hier zu beurteilenden Fall also das Land Niedersachsen. Inso-
weit sind bei Ermittlung des Aufwandes neben den aus sieben
weiteren Bundesländern herangezogenen 274 Betrieben ledig-
lich 24 von 429 niedersächsischen Gerichtsvollzieherbetrie-
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ben im Rahmen der Erhebungen der im Jahre 2000 gebildeten
Arbeitsgruppe „Bürokostenentschädigung der Gerichtsvoll-
zieher“ berücksichtigt worden. Zur Frage, ob zur Differenzie-
rung zwingende, wesentliche Unterschiede, beispielsweise
aufgrund eines Stadt-Land-Gefälles bestehen, sind von der Ar-
beitsgruppe und auch im Übrigen Feststellungen nicht getrof-
fen worden. Aus diesen Bedenken hinsichtlich der Ermittlung
des Bürokostenaufwandes lässt sich entgegen der Auffassung
des Antragstellers aber ein Verstoß der angegriffenen Ver-
ordnung gegen § 49 Abs. 3 BBesG nicht herleiten. Denn der
Verordnung liegt nicht der in der beschriebenen Weise er-
mittelte durchschnittliche Bürokostenaufwand in Höhe von
32 642,– DM (Personalkosten: 16 135,– DM + Sachkosten:
16 507,– DM = 32 642,– DM), sondern ein Jahreskostenbetrag
in Höhe von 47 652,– DM zugrunde, der auf Berechnungs-
grundlagen aus dem Jahre 1975 und anschließenden Erhöhun-
gen beruht und im Hinblick auf die durch die Arbeitsgruppe
gewonnenen Ergebnisse zunächst nicht erhöht und dann für
Jahr 2002 um 8 000,– DM auf 39 652,– DM abgesenkt wurde.
Dass die niedersächsischen Gerichtsvollzieher nicht gezwun-
gen sind, eigene Mittel für die Einrichtung und den Betrieb des
Gerichtsvollzieherbüros einzusetzen, ergibt sich aus diesen
Berechnungsunterlagen für die in der angegriffenen Verord-
nung festgesetzten Berechnungsgrößen. Diese enthalten auch
mit tatsächlichen Aufwendungen nicht in Verbindung stehen-
de Elemente wie etwa fiktive Personalkosten für unentgeltlich
mitarbeitende Familienangehörige. Dabei ist es – auch nach
Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts im Urteil vom
19. August 2004 (– 2 C 41.03 –, NVwZ RR 2005, 214 =
DGVZ 2005, 7) – grundsätzlich zulässig, dass ein Überschuss
bei der Personalkostenerstattung eine zu geringe Sachkos-
tenabgeltung kompensiert (Urteilsabdruck S. 8 vgl.: VGH
Bad.-Württ., Urt. v. 5. 10. 1999 – 4 S 43/97 –). Dass die
gezahlte Bürokostenentschädigung im Durchschnitt für alle
Gerichtsvollzieher in Niedersachsen auskömmlich war, ergibt
sich auch aus der zur Unterstützung seiner Auffassung von
dem Antragsteller herangezogenen „E.-Studie“ vom 8. De-
zember 2003, der eine Auswertung von 176 Fragebögen zu-
grunde liegt, nach der ohne Berücksichtigung fiktiver Perso-
nalkosten ein Betrag von 25 891,– Euro erforderlich ist, um
bei 90 Prozent der befragten niedersächsischen Gerichtsvoll-
zieher die jährlichen Gesamtkosten ihres Gerichtsvollzieher-
büros abzudecken. Da nach den insoweit unwidersprochen ge-
bliebenen Berechnungen des Antragsgegners, an deren Rich-
tigkeit zu zweifeln, kein Anlass besteht, die durchschnittliche
Bürokostenentschädigung für das Jahr 2001 einschließlich der
zu berücksichtigenden Dokumentenpauschale mit 34 427,47
Euro über dem in der E.-Studie errechneten Bedarf liegt, ist
die Annahme gerechtfertigt, dass die den niedersächsischen
Gerichtsvollziehern gewährte Bürokostenentschädigung aus-
kömmlich ist. Für die vom Antragsteller beantragte Einholung
eines Sachverständigengutachtens über Einzelheiten der
durchgeführten Erhebung über die Bürokosten ist daher kein
Raum. Selbst wenn Elemente wie zum Beispiel die Berück-
sichtigung von Kosten der Beschäftigung von Angehörigen,
die ohne oder gegen nicht marktübliches Entgelt erfolgt,
unrichtig sind, führt dies nicht zu einer Rechtsverletzung des
Antragstellers, weil solche Aufwendungen – wie bereits auf-
geführt – gar nicht zu berücksichtigen sind und sich diese
unrichtige Berücksichtigung deshalb zugunsten der Gerichts-
vollzieher auswirkt.

Aus den vorstehenden Ausführungen ergibt sich auch, dass
die angegriffenen Verordnungsbestimmungen nicht gegen das
Alimentationsprinzip (Art. 33 Abs. 5 GG) verstoßen. Denn
das kann – wie bereits ausgeführt – nur angenommen werden,
wenn die Gerichtsvollzieher mit Kosten belastet werden, die
ihnen aufgrund der Verpflichtung, ein Büro zu unterhalten,
effektiv entstehen und die sie aus ihrer Alimentation zu be-

streiten hätten. Das ist aber – wie sich aus dem Vorstehenden
ergibt – nicht der Fall. Bestätigt wird dies durch den Umstand,
dass weder der E.-Studie noch dem Vortrag des Antragstellers
Anhaltspunkte dafür entnommen werden können, dass einem
in Niedersachsen tätigen Gerichtsvollzieher im Jahre 2001
effektiv Bürokosten entstanden sind, die durch die in der ange-
griffenen Verordnung vorgesehene Aufwandsentschädigung
nicht ausgeglichen und aus der Alimentation des Gerichtsvoll-
ziehers bestritten worden sind.

Zu Unrecht rügt der Antragsteller, dass die angegriffene
Änderungsverordnung gegen das Jährlichkeitsprinzip und das
rechtsstaatliche Rückwirkungsverbot verstoße. Wie bereits
ausgeführt, ist aus § 49 Abs. 3 BBesG nicht ein bestimmtes
Entschädigungsmodell abzuleiten; auch enthält diese Vor-
schrift nicht die Festlegung eines bestimmten Zeitpunktes für
die Neufestsetzung. Auch dem Wortlaut des § 2 Abs. 2 Sätze
2 und 3 GVEntschVO ist nicht zu entnehmen, dass eine Neu-
festsetzung zwingend noch im selben Kalenderjahr erfolgen
muss (vgl. VG Regensburg, Urt. v. 9. 7. 2003 – RN 1 K
03.321 und RN 1 K 03.587 –). Wenn nach § 2 Abs. 2 Satz 1
GVEntschVO der Gebührenanteil „jeweils jährlich“ festzuset-
zen ist, so bezieht sich dies nur auf den für die endgültige Fest-
setzung geltenden Zeitraum, sagt aber nichts aus über den
Zeitpunkt, zu dem die jeweilige Änderungsverordnung zu er-
lassen ist. Entgegen der von dem Antragsteller vertretenen
Auffassung kann eine Verpflichtung des Verordnungsgebers,
den Gebührenanteil innerhalb des Jahres, für das er bestimmt
ist (hier: 2001), festzusetzen, aus § 2 Abs. 2 Satz 2 GVEntsch-
VO nicht hergeleitet werden. Nach dieser Regelung gilt der
Gebührenanteil des vorangegangenen Kalenderjahres bis zu
einer Neufestsetzung vorläufig weiter. Dem kann eine zeitli-
che Begrenzung der vorläufigen Weitergeltung und eine Be-
stimmung, nach der die Neufestsetzung innerhalb des dem vo-
rangegangenen Kalenderjahr folgenden Jahres (hier: innerhalb
des Jahres 2001 für das Jahr 2001) zu normieren ist, nicht ent-
nommen werden. Die vorgesehene jährliche Festsetzung des
Gebührenanteils wird durch den Zeitpunkt ihrer Normierung
nicht beeinflusst und die Auswirkungen einer zunächst vorläu-
figen und später endgültigen Festsetzung des Gebührenanteils
werden durch den Zeitpunkt der Normierung nur in relativ ge-
ringem Umfang beeinflusst. Ein Verstoß gegen ein einheitli-
ches Entschädigungsmodell und gegen eine eventuelle Selbst-
bindung der Verwaltung liegt daher nicht vor. Auch gegen das
aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Rückwirkungsverbot
verstößt die angegriffene Verordnung nicht. Gemäß § 2 Abs. 2
und § 4 Abs. 1 Satz 1 GVEntschVO waren die Gebührenantei-
le für das Jahr 2001 bis zur Anpassung durch die neue Ent-
schädigungsverordnung vorläufig nach den für das Jahr 2000
geltenden Sätzen zu berechnen und einzubehalten. Die Ge-
richtsvollzieher konnten dem Text der Verordnung selbst ent-
nehmen, dass noch eine endgültige Festsetzung und Abrech-
nung rückwirkend zum 1. Januar 2001 zu erwarten war. Durch
die endgültige Festsetzung in der GVEntschVO wurde somit
nicht in bereits abgewickelte und abgeschlossene Sachverhalte
eingegriffen. Es liegt daher nicht eine echte, sondern nur eine
unechte Rückwirkung vor, gegen deren Zulässigkeit verfas-
sungsrechtliche Bedenken grundsätzlich nicht bestehen (vgl.
BVerfG, Beschl. v. 18. 2. 1998 – 1 BvR 1318, 1484/86 –,
BVerfGE 97, 271 (289)). Zudem wurden die Gerichtsvollzie-
her mit Schreiben des Niedersächsischen Justizministeriums
vom 10. Dezember 2001 darauf hingewiesen, dass eine Ände-
rung erfolgen würde. Sie konnten und durften mit Ablauf des
Jahres 2001 daher nicht darauf vertrauen, dass eine abwei-
chende endgültige Festsetzung nicht mehr erfolgen würde.

Aus diesen Gründen erweist sich die angegriffene Verord-
nung als rechtmäßig. Dem Normenkontrollantrag des Antrag-
stellers ist daher der Erfolg zu versagen.
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zu bringen.“ Dieses Vorhaben ist ihm gelungen. Nicht nur
durch viele Fallbeispiele, die einem praktizierenden Gerichts-
vollzieher nicht fremd erscheinen, sondern auch durch über-
sichtlich gestaltete und nachvollziehbare graphische Darstel-
lungen weckt der Verfasser des Buches das Interesse des Le-
sers. Auch der übrige Text ist in einer leicht verständlichen
Sprache geschrieben. Selbst wer sich vorher noch nie mit dieser
Materie auseinandergesetzt hat, gewinnt nach dem Durcharbei-
ten des Buches den Eindruck, die Geheimnisse der Rechtspfän-
dung verstanden zu haben.
Da der Gerichtsvollzieher bei der Fertigung einer Vorpfän-
dungsbenachrichtigung die in der Publikation besprochenen
Problematiken zu beachten hat, kann ihm diese bei der Lösung
dieser Aufgaben eine wertvolle Stütze sein.
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Die Sachpfändung durch den Gerichtsvollzieher
Von Bernd Winterstein, 1. Auflage 2005, 306 Seiten, karto-
niert, 27,– Euro, Juristischer Verlag Pegnitz GmbH, Pegnitz
– www.juristischer-verlag-pegnitz.de –.
Wer wissen will, wie er einen Sachpfändungsauftrag an den Ge-
richtsvollzieher richtet und welche Vorraussetzungen er erfüllen
muss, damit dieser den Auftrag, der, worauf der Autor richtiger-
weise hinweist, einen Antrag und keinen Auftrag darstellt, auch
ausführt, bekommt in diesem Buch hierüber ausführlich Antwort.
Das Buch beschäftigt sich, worauf der Titel vielleicht schließen
lässt, nicht ausschließlich mit der Sachpfändung, welche heute
in der Quantität nicht mehr die Rolle spielt wie noch vor einigen
Jahren, sondern es beschreibt den gesamten Komplex des Voll-
streckungsverfahrens beim Gerichtsvollzieher. Das heißt, es
fängt bei der Rechtsstellung des Gerichtsvollziehers an und hört
bei den Kosten des Pfändungsverfahrens auf. Dazwischen fin-
det der Leser fundiertes Wissen und ausführliche Informationen
über die Vollstreckung in das mobile Vermögen des Schuldners
durch den Gerichtsvollzieher.
Obwohl das vorliegende Werk eher den Charakter eines Lehr-
buches für einen sich in Ausbildung befindlichen Gerichtsvoll-
zieher aufweist, ist es durchaus geeignet, einem bereits prak-
tizierenden Gerichtsvollzieher, einem ratsuchenden Gläubiger
oder Gläubigervertreter weiterzuhelfen. Die Texte sind leicht
verständlich geschrieben, so dass auch ein nicht täglich mit
Zwangsvollstreckung befasster Leser dem Inhalt des Buches
folgen kann.
Checklisten, wie zum Beispiel über die Zwangsvollstreckungs-
voraussetzungen oder Hindernisse der Zwangsvollstreckung,
erleichtern den Umgang mit dem Zwangsvollstreckungsverfah-
ren. Der Übersichtsliste über pfändbare oder unpfändbare
Sachen wird wohl nicht mehr der Stellenwert eingeräumt wer-
den müssen wie noch vor einigen Jahren. All zu häufig hat die
Pfändung eines Gegenstandes schon allein deshalb zu unter-
bleiben, weil dessen Wert einen Überschuss über die Kosten der
Zwangsvollstreckung nicht erwarten lässt. Wünschenswert wä-
re, wenn der Autor näher auf die Schnittpunkte des Einzelvoll-
streckungsverfahrens mit dem Gesamtvollstreckungsverfahren,
insbesondere auf das so genannte vereinfachte Insolvenzverfah-
ren mit dem anschließenden Restschuldbefreiungsverfahren
eingehen würde.
Insgesamt gesehen ist das Werk dem Autor rundum gelungen,
erfüllt es doch alle Erwartungen seiner Leser.

Pfändung von Forderungen und anderen Vermögensrechten
Von Markus Heyner, 2. Auflage 2004, 207 Seiten,  karto-
niert, 20,– Euro, Juristischer Verlag Pegnitz GmbH, Pegnitz
– www.juristischer-verlag-pegnitz.de –.
Der Autor dieses Buches ist als hauptamtliche Lehrkraft der
bayerischen Justizschule in Pegnitz tätig. Das hier besprochene
Buch hat er als Lehrbuch entwickelt, um seinen Studenten die
„Schönheiten und Geheimnisse der Forderungspfändung näher


